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Vorwort

Brauchen wir noch eine Ver ffentlichung zur aktuellen Krise und den aus ihr 
resultierenden Revolten? Und: Kann man diese berhaupt schreiben, in Zeiten, in 
denen sich die Ereignisse nahezu berschlagen?
Ganz klar: Wir k nnen, auch wenn wir alle Methoden irgendwelcher Theoreti- 
ker_innen und Methodiker_innen zur Hilfe nehmen, nicht weissagen, wie es 
weitergeht. Wir k nnen, als Aktivist_innen oder vielleicht sogar nur als Schreib- 
tischt ter_innen in Deutschland nicht f r die Bewegung oder die Bewegungen 
sprechen, weder ahnen, wie sie sich entwickeln und es ihnen selbstverst ndlich erst 
recht nicht vorschreiben. Eine Brosch re, die einen syndikalistischen An- spruch 
hat, sollte eigentlich in erster Linie die Stimmen derjenigen, die revoltie- ren, 
h rbar machen. Mit dem Interview mit Jano Charbel aus gypten, das uns 
freundlicherweise die Freunde und Freundinnen der klassenlosen Gesellschaft zur 
Verf gung gestellt haben, k nnt ihr hier zumindest eine Position aus Nord- afrika 
nachlesen.
Weitere Texte aus Nordafrika und dem Maghreb wurden von der Libert ren 
Aktion Winterthur (LAW) bersetzt und ver ffentlicht  auch der LAW ge- 
b hrt unser Dank daf r, dass sie diese Arbeit zur Verf gung gestellt h tten, aber 
die Ereignisse berschlagen sich und die Texte spiegeln nicht mehr den aktuel- len 
Stand der Bewegung  in gypten hat die Revolution und der Kampf gegen das 
neue Milit rregime bereits eine neue Stufe erreicht, Gaddafi ist mittlerweile nicht 
nur entmachtet, sondern tot, in Israel gab es mittlerweile die gr te De- 
monstration in der Geschichte des Staates und global hat sich aus den Revolten 
die Occupy!-Bewegung gegr ndet, die in unseren Texten nur am Rande Ber ck- 
sichtigung findet, da die inhaltliche Arbeit an dieser Brosch re zu dem Zeit- punkt 
schon fast abgeschlossen war. Nichtsdestotrotz ist die Brosch re der LAW 
nat rlich noch lesenswert, weshalb wir nicht vers umen wollen, auf sie 
hinzuweisen. Ihr findet sie unter http://www.anarkismo.net/article/20219.

Diese Brosch re ist nicht als Infosammlung zu den Aufst nden, Revolten und 
Revolutionen gedacht, daf r gibt es weit bessere Quellen  wir hoffen, einige 
spannende Lesetipps in unseren Literaturlisten f r euch parat zu haben, ansons- 
ten ist in der Tat das Internet als Informationsquelle momentan unumg nglich. Die 
Informationen in dieser Brosch re sind nicht unbedingt neu, ihr findet sie auch 
woanders. Was wir aber machen wollten, ist, die Bewegungen zueinander in 
Beziehung zu setzen. Die Berichterstattung der Mainstream-Medien stellt keinen 
Zusammenhang her zwischen Occupy WallStreet! und der chinesischen 
Streikwelle im Sommer 2010, so wie sie keine Verbindung herstellen zwischen 
einer US-amerikanischen Immobilienkrise und einer Euro-Krise. Wenn wir uns 
aber alle Ereignisse der letzten Jahre im Zusammenhang anschauen, m ssen wir 
von einer globalen Krise und einer globalen Revolte ausgehen, die selbstver- 
st ndlich viele Gesichter hat  und das ist auch gut so. Wir wollen hier lediglich 
einen Anreiz geben, die Revolten gemeinsam zu betrachten und sich selber als
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Teil dieses globalen Aufstands zu verstehen. In dem Abschnitt Aufgaben ei- ner 
syndikalistischen Bewegung  benenne ich selber auch einige Handlungs- 
vorschl ge, die eben aber auch nur als Vorschl ge zu betrachten sind.

Abgesehen von dem Interview mit Jano Charbel basiert diese Brosch re auf der 
Ausgabe 207 der Direkten Aktion (September/Oktober 2011). Die Thesen von 
Gerhard Hanloser wurden unver ndert bernommen. Mag Wompel hat ihren 
Beitrag f r diese Brosch re berarbeitet und aktualisiert. Mein eigener Beitrag ist 
die Originalfassung (ebenfalls mit einigen geringf gigen Aktualisie- rungen) des 
Artikels Gesichter der Revolte , den der zust ndige Redakteur des Ressorts 
Globales  in der Direkten Aktion geringf gig k rzen musste. Daher noch mal 

Dank an das Syndikat A f r die Gelegenheit, ihn hier in gan- zer L nge 
wiedergeben zu k nnen. Wir als Autor_innen hoffen, die Beitr ge k nnen euch 
n tzlich sein.

Torsten Bewernitz, Mannheim, 22.11.2011.



5

Die neuen Beben von Chios
Die Wiederkehr des globalen Klassenkampfs von unten.
Versuch einer Einordnung. Torsten Bewernitz

Am 22. März 1881 wurde die griechische Insel Chios von einem Erdbeben er- 
schüttert, das in der europäischen Presse einigen Widerhall auslöste. Karl Marx 
war dieses Erdbeben ein Gleichnis für die Unabdingbarkeit gewisser Ereignisse. Er 
konterte die russische orthodox-marxistische Kritik an den Terroranschlägen der 
Narodniki („Volksfreunde“) damit, dass darüber „ebenso wenig zu moralisie-
ren ist – für oder gegen – als über das Erdbeben in Chios“ (MEW 35: 179).
Daraus spricht der für den „historischen Materialismus“ spezifische Determinis- 
mus: Gewisse Ereignisse hätten demzufolge notwendige Folgen. Etwa: Auf eine 
Krise folgt eine Revolte. „Historisch gesehen war es zum Ende von Krisen üblich,
wenn akute Krisenprozesse in die Stagnation oder die Erholungsphase übergingen, dass 
sich Proletarier wieder zu Wort melden. Und zwar geschah das immer ziemlich 
überraschend […]“ erläuterte Karl Heinz Roth kürzlich (Roth 2011: 18).
Als der aktuelle Krisenzyklus 2007/2008 seinen vorläufigen Höhepunkt erreich- te, 
wunderten sich emanzipatorische Kräfte in der Tat eher über ein Ausbleiben der 
Proteste. Lediglich jene, die sich mit ökonomischen Prozessen beschäftigten, 
blickten erwartungsvoll nach China und Indien – hatte doch Beverly Silver 2003 
China als die Weltregion ausgemacht, in der der Konflikt zwischen Arbeit und 
Kapital als nächstes eskaliere.

Die Gesichter der Revolte: Streik, Aufstand, Riot, Krieg
Und in der Tat: Die Zahl der Streiks in China stieg frappant. Einen vorläufigen 
Höhepunkt erreichte die Streikwelle im Sommer 2010 (FreundInnen von gong- 
chao 2010). Weniger erwartet war die Vielzahl der Revolten im Maghreb und den 
arabischen Staaten. Die Medien zeigten sich geschichtslos und erklärten sich die 
vermeintlich spontanen Erhebungen mit dem steigenden Einfluss von Face- book, 
Twitter & Co anstatt mit vorhergehenden Kämpfen und den sozialen Um- 
ständen. Mit den Protesten in Griechenland, Spanien und Portugal dann war es 
vorbei mit dem Rumgeeier:
Der Zusammenhang mit den Strukturanpassungsprogrammen (SAPs) des Inter- 
nationalen Währungsfonds (IWF), der Europäischen Zentralbank (EZB) und der 
EU mit den Protesten war nun all zu deutlich.
Die aktuelle Krise ist als vorläufiger Tiefpunkt der „langen Depression“ seit 1973 
(Mandel 1995: 23) zu betrachten. Bis zur globalen Krise ab 2007 wurde versucht,



6

die schleichende Krise mit dem Modell des Neoliberalismus zu bekämpfen. Die- ser 
Neoliberalismus war in sich jedoch nur als Ideologie schlüssig, nie als ökono- 
misches Konzept. Wirtschaftlich funktionierte er vielmehr als eine Folge von 
„Trials and Errors“ (Versuchen und Irrtümern), die zielsicher immer in die nächs- 
te Krise steuerten. Der Widerstand gegen SAPs von IWF und Weltbank in den 
1980ern war kaum geringer als der heutige, er fand nur nicht in der Peripherie 
Europas statt, sondern in den Staaten der „Dritten Welt“. Im Zentrum solidari- 
sierten sich die Leute in Form von Protesten gegen die Tagungen von IWF und 
Weltbank – daraus entstand letztlich die Antiglobalisierungsbewegung. Die In- 
terventionen der Globalisierungsinstitutionen hatten immer zweierlei zur Folge: 
Einen weiteren Kriseneinbruch des jeweiligen Staates aufgrund der rapide fallen- 
den Kaufkraft und die Revolte als Widerstand gegen die Auflagen.
Die den Krisen folgenden SAPs konnten aber auch eine andere Folge haben: Krieg. 
Sind die Revolten in Südamerika und Afrika heute noch einigermaßen bekannt, so 
ist im kollektiven Gedächtnis völlig verschwunden, dass es die gesam- ten 1980er 
Jahre hindurch in Jugoslawien einen relevanten Arbeiterwiderstand mit 
zahlreichen Streiks gegen IWF- und Weltbankprogramme gab (vgl. Bewer- nitz 
2009).
Da Jugoslawien – auch und gerade aufgrund des Drucks der Bevölkerung – die 
wirtschaftlichen Forderungen des IWF nicht einhalten konnte, kam es 1988 zum 
Bruch. Bis dato hatten IWF, Weltbank und Konsorten durch ein neues Akkumu- 
lationsregime1) und die Reduzierung des Lebensstandards 30 Milliarden US- Dollar 
aus dem Land gepresst. Mit dem Bruch setzte sich nach einem internen 
Machtkampf der ehemalige Direktor der Belgrader Bank an die Spitze des ZK der 
serbischen Sektion des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens (BdKJ): Slobodan 
Milošević. Die Belgrader Regierung führte im Januar 1990 einen neuen Dinar ein, 
der überbewertet wurde. Diese Überbewertung führte zu einem Zusammenbruch 
des Exports.
Serbien führte 1989 Steuern auf slowenische und kroatische Produkte ein, um die 
eigene Wirtschaft zu konsolidieren, Kroatien fing an, serbische Ferienhäuser an der 
Adria mit Sonderabgaben zu belasten, und Slowenien stellte die Zahlungen an den 
Entwicklungsfond für die ‚unterentwickelten’ Gebiete (Kosovo, Mazedo- nien, 
Montenegro) ein. Die föderative Solidaritätsidee wurde unter der Krise durch 
einen regionalen, nationalistischen Standort-Egoismus ersetzt. Es kam zu ersten 
Übergriffen zwischen Serben und Kroaten. Diese Übergriffe wurden dra- matisiert, 
der Krieg wurde als Lösung der Wirtschaftskrise forciert. Die Folge war ein 
Jahrzehnt Krieg auf dem Balkan.
Krieg ist auch heute eine der Optionen, wie mit der Krise umgegangen werden
kann, das zeigt das Beispiel Libyen. „Kapitalismus kann […] ohne die Drohung der
1) Akkumulation: Anhäufung von Kapital.



7

militärischen Unterdrückung im Hintergrund nicht bestehen“, so interpretiert der
kenianische Politikwissenschaftler Firoze Manji das Bombardement (Manji 2011: 
42). Ob dies das einzige Beispiel bleibt, ist noch lange nicht ausgemacht – es wird 
auch davon abhängen, wie sich die einzelnen Revolten weiter entwickeln. Bezüg- 
lich der griechischen Situation kommentierten Autor_innen auf linksun- 
ten.indymedia.org:

„Ein Staat, der beschließt, weil er eben nicht mehr kann, seine Schulden nicht 
mehr oder nur teilweise zurückzuzahlen, kann schwer gezwungen werden. 
Nicht mal pfänden kann man ihn, jedenfalls nicht ohne Krieg, und das 
wollen ja zumindest offiziell landein, landaus die Politiker_innen ganz 
sicher nicht.“

Genau das ist in Jugoslawien passiert und auf Dauer auch dieses Mal nicht wirk- 
lich auszuschließen. In Libyen agierten NATO, UN und EU zwar vordergründig 
auf Seiten der gegen Gaddafi Revoltierenden, letztlich ließen die imperialistischen 
Mächte ihren Lieblings-Anti-Imperialisten aber fallen, weil sie einsahen, dass dieser 
keine Chance mehr hatte, ein stabiles, im westlichen Interesse funktionie- rendes, 
Libyen zu halten (vgl. Flood 2011, Hanloser in dieser Broschüre). Die Intervention 
fand statt, um – wie in Jugoslawien, Afghanistan und im Irak – eine „Demokratie“ 
zu importieren, bevor die revoltierende Bevölkerung auf andere Ideen kommen 
könnte – sei es nun ein fundamentalistischer Islamismus oder ein egalitärer 
Sozialismus. Wenn die ägyptische Arbeiterklasse weiterhin gegen ihr neues Regime 
keine Ruhe gibt, werden auch hier die Optionen ins Militärische erweitert werden. 
Innenpolitisch ist es schon so weit in Ägypten. Für Griechen- land ist dies zwar 
einigermaßen unwahrscheinlich, denn die EU-Mitgliedschaft setzt hier moralische 
und juristische Grenzen – aber noch ist nicht aller Tage Abend. Auch, wenn man 
apokalyptischem Gerede von einer Todeskrise des Kapi- talismus wieder mal nicht 
zu viel Aufmerksamkeit schenken sollte, so stehen wir doch unverkennbar vor 
einem relevanten Bruch, in dem sich die Weltgesellschaft neu zusammensetzt: 
Revolten rund um das Mittelmeer, eine Diktatur des Kapi- tals aus Westeuropa 
bzw. hauptsächlich aus Deutschland, vermehrte Tendenzen zu einem neuen 
autoritären Rechtsextremismus (nicht nur) in Osteuropa (z.B. in Ungarn!), ein 
aufsteigendes China und eine untergehende USA lassen alle Optio- nen offen 
erscheinen. Sollte Griechenland sich tatsächlich doch bankrott erklären und 
aufhören, Schulden zu bezahlen, bleibt fraglich, wie sich die Banken und Staaten 
„ihr“ Geld holen werden.
Die Bewegung in Griechenland ist exemplarisch und gilt gerade in Deutschland 
vielen Linken als Vorbild: Mit 48 Generalstreiks seit 1980 ist Griechenland in 
Sachen Streik einsame Spitze in Europa, die anarchistische Bewegung besitzt eini-
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ge Bedeutung, präsentiert sich jedoch in Teilen auch besonders gewaltbereit. 
Trotzdem werden die griechischen Riots vollkommen anders beurteilt als ein 
anderes Krisenphänomen des Sommers 2011, die Riots in England. Die Ursache 
ist dieselbe, nur einmal kämpft tatsächlich ein Teil der Arbeiterklasse „für sich“, das 
andere Mal „an sich“. Dabei erschreckte auch griechische Genoss_innen „[d]
iese massive Gewalt“, aber es waren „gerade die Positionen der radikalen Linken, die 
innerhalb der Bewegung ideell dominierten“ (RaGeo 2011).

Ähnlichkeiten und Unterschiede der Proteste
Bei allen Unterschieden der Proteste und Revolten gibt es ein paar Gemeinsam- 
keiten: Zum einen gingen vielen der Proteste Todesopfer voraus, die zu Märty- rern 
und teilweise zu Helden stilisiert wurden: Der Streikwelle in China gingen im 
Frühjahr 2010 die Selbstmorde bei Foxconn voraus, in Tunesien wird die 
Selbstverbrennung Mohamed Bouazizis als Auslöser der Proteste betrachtet, in 
Griechenland brachte die Erschießung des 15jährigen Alexandros Grigoropoulos 
die Dezemberaufstände 2008 und die Riots in London eskalierten der offiziellen 
Lesart nach dem tödlichen Schuss auf den schwarzen Familienvater Mark Dug- gan. 
Selbst die japanische Bewegung kann als Reaktion auf ein Märtyrertum – der 
Arbeitenden im Atomkraftwerk von Fukushima – gedeutet werden. Am 24. März 
2011 nahm sich hier ein Gemüsebauer aus der Präfektur Fukushima das Leben, weil 
er sein verstrahltes Gemüse nicht mehr an Schulen verkaufen durfte und dadurch 
seiner Existenzgrundlage beraubt wurde (Richter 2011: 46) – Fu- kushima ist in 
Japan als landesweiter Spinatlieferant bekannt (gewesen).

„Die Explosion des Dezembers [2008] war sicherlich ein unmittelbarer 
Aufschrei, der sich direkt gegen die Erschießung des Jungen [Alexis Grigo- 
ropoulos, Anm. T.B.] richtete. Aber nicht nur. Die Ereignisse waren auch 
Ausdruck einer allgemeinen Militarisierung des öffentlichen Raums […]. Im 
Wesentlichen war es aber auch eine Reaktion auf die vielschichtigen 
Restrukturierungsprozesse innerhalb der Arbeitswelt und allen anderen 
Feldern des sozialen Lebens in Griechenland , die seit den 1990ern zu einer 
starken Marginalisierung diverser sozialer Gruppen geführt haben und sich 
in einem erdrückenden Mangel an Perspektiven manifestieren“,

so der griechische Aktivist Pascalis im Interview (RaGeo 2011). Die Ähnlichkeit 
zu Tottenham 2011 ist frappierend. Der Unterschied lag sicherlich darin, dass 
Griechenland – trotz des „Mangels an Perspektiven“ – über eine traditionell ver- 
ankerte Linke verfügt (vgl. Kritidis 2010). Wir sollten daraus nicht schließen, dass 
eine soziale Bewegung Märtyrer braucht, die Todesfälle waren jeweils die



9

Tropfen, die das Fass zum Überlaufen brachten. Das kann aber auch etwas ganz 
anderes sein.

Globale Demokratiebewegung
Wie etwa bei den Demokratiebewegungen in Portugal, Spanien, Wisconsin 
(USA) und Israel – also Staaten der sogenannten „Ersten Welt“. Hier ist als ge- 
meinsamer Nenner die Berufung auf die Revolten in Nordafrika zu betonen. Das 
ist insbesondere für die USA erstaunlich. Nach dem 11. September 2001 erschien 
im Klima der USA eine positive Berufung auf etwas, das in der islamischen Welt 
geschieht, nahezu unmöglich. Wie Steven Colatrella (2011: 57) betont, wäre noch 
vor wenigen Jahren die positive Bezugnahme von US-amerikanischen Ge- 
werkschafter_innen auf Proteste von Arbeiter_innen aus der arabischen Welt nach 
9/11 nicht möglich gewesen: Jetzt wird die ökonomische Gemeinsamkeit – das 
Ausgebeutetsein und die Macht – wieder entdeckt und die nationale Verblen- 
dung von der Tatsache der proletarischen Existenz beiseite gewischt.
Dass dies nun wieder geht, weist auf zweierlei hin: Zum einen stellt die globale 
Krise 9/11 als historisches Ereignis in den Schatten, zum anderen scheint hier 
wieder so etwas wie Klassenbewusstsein auf: Die arbeitende Klasse in den arabi- 
schen Staaten und dem Maghreb hat etwas gemeinsam mit der arbeitenden Klasse
in den USA, das wird den Menschen nun klar. „Für die Protestlandschaft der USA
war besonders auffällig, dass sich in der Sprache der Proteste durchgängig Begriffe wie 
Klasse und sogar Klassenkampf befanden“ schreiben die Soziologen Erik Olin 
Wright und João Alexandre Peschanski (2011: 32).
Um Demokratieforderungen geht es in fast allen beschriebenen Protesten, und 
zwar konkret um die Forderung demokratischer Teilhabe der Arbeiterklasse, je 
nach Ausprägung um Mit- oder Selbstbestimmung und je nach bisherigem politi- 
schen Regime um die Etablierung demokratischer Strukturen oder gegen den 
Abbau derselben. In Wisconsin wie in China wird für Gewerkschaftsfreiheit ge- 
stritten. China reagierte auf die bisherigen Proteste nicht nur mit Repression, 
sondern auch mit einem „Reformimpuls“ (Roth 2011: 19).
In Sachen Demokratie ordnet sich auch Deutschland in den momentanen Pro- 
testzyklus ein: Für eine klassenorientierte Linke ist es hierzulande irritierend, 
nahezu verstörend, dass die Menschen gegen einen unterirdischen Bahnhof und für 
die Abschaltung der Atomkraftwerken auf die Straßen gehen, nicht jedoch gegen 
Hartz IV, Leiharbeit und sonstige soziale Verwerfungen. Vom Ausland aus wird 
das anders gesehen: Die japanische Eisenbahnergewerkschaft Doro Chiba beruft 
sich in ihrem Widerstand gegen Atomenergie, Krise und den aus beiden 
resultierenden staatlichen Kürzungsprogrammen auf die deutschen Proteste ge- 
nauso wie auf die ägyptischen und US-amerikanischen. Und sie betrachtet dies als 
Klassenkampf. Ähnliches gilt auch für die Betrachtungsweise der Proteste gegen
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Stuttgart21: Auf den ersten Blick finden wir hier einen bürgerlichen Protest ge- gen 
ein Bauprojekt – aber auch Stuttgart21 symbolisiert eine Form der Revolte gegen 
ein Erscheinungsbild der Krise, die zunehmende Arroganz der Mächtigen.
Wir sollten in diesem Sinne auch nicht vergessen, dass es in Deutschland diese 
großen Krisenproteste von unten, die sich ebenfalls gegen eine solche Arroganz 
wendeten, bereits gab: Wir müssen die Entwicklung vom Schröder-Blair-Papier 
zur Agenda 2010 und damit die Hartz-Regelungen als geplante Strategien be- 
trachten, die gegen eine zu erwartende Krise des Kapitalismus rüsten sollten. Das 
war von den Effekten her kaum etwas Anderes, als das, was heute der griechischen 
Arbeiterklasse als SAPs aufgezwungen wird – während Hartz in „Häppchen“ kam, 
kommt es hier nur geballt auf einmal. Mit den Montagsdemonstrationen, die im 
Herbst 2004 in über 200 Städten über 200.000 Menschen auf die Straße brachten, 
gab es auch durchaus eine entsprechende Bewegung von „Empörten“, die sich nicht 
aus Politorganisationen, sondern aus der Arbeiterklasse rekrutier- ten. Dass es in 
Deutschland vor der Occupy!-Bewegung kaum nennenswerten Krisenprotest gab, 
muss auch auf die Erfahrung des Scheiterns bei den Massen- protesten gegen Hartz 
IV zurückgeführt werden. Auch in anderen Staaten brach der Protest, der mit 
dieser Krise in einem ursprünglichen Zusammenhang steht, bereits früher aus. Das 
exemplarischste Beispiel waren die Proteste der Sektion 22 der Lehrergewerkschaft 
SNT in Oaxaca 2006, aus der die Asamblea Popular de los Pueblos de Oaxaca 
(APPO) hervorging.
Proteste für Demokratie als Antwort auf eine wirtschaftliche Schieflage und im- 
mer deutlicher werdende ökonomische Repression scheinen auf den ersten Blick 
nicht plausibel. Aber das Vorgehen der Troika aus EZB, IWF und EU insbeson- 
dere in Griechenland (ähnlich aber auch in Spanien und Portugal) macht deut- 
lich: In Zeiten der Krise bekommt das Kapital seine Schwierigkeiten mit der sonst 
so hochgelobten Demokratie – und sei sie auch nur parlamentarisch. Die 
Bedürfnisse des Kapitals lassen sich mit demokratischen Mitteln nicht mehr er- 
füllen. In dieser Situation neigte das System schon immer zu autoritären Lösun- 
gen. Die Debatte um Ausgehverbote für Jugendliche in London, die Sperrungen 
der virtuellen Netzwerke in den arabischen und nordafrikanischen Staaten und der 
Einsatz direkter Gewalt gegen die Bevölkerung des eigenen Staates – in Liby- en 
und Syrien wie in England – sind nur die Spitze des Eisbergs. In Europa wird diese 
Entwicklung in Ungarn am deutlichsten (vgl. Bauer 2011:10). 2)

In diesem Sinne ist eine weitere Gemeinsamkeit von äußerster Relevanz, die Eng- 
land und Deutschland betrifft. Mit Rückgriff auf die Diskussion um die Aufstän-
2) Darüber hinaus ist zu betonen, dass die Arbeiterbewegung schon immer auch eine Demokratiebe-
wegung war! Es ging nie lediglich um wirtschaftliche Verbesserungen, sondern immer auch um (mehr) 
Mit- oder gar Selbstbestimmung (vgl. Hoffrogge 2011). Das sei auch all jenen ins Stammbuch ge- 
schrieben, die nach Lenin ein „Gewerkschaftsbewusstsein“ und ein „politisches Bewusststein“ der 
Arbeiterklasse trennen wollen.
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de in den französischen Banlieues 2005 können wir die Frage beantworten, wa- 
rum es hier keine Demokratieforderungen bzw. Forderungen nach mehr wirt- 
schaftlicher und rechtlicher Gleichheit gibt: Die „Freundinnen und Freunde der 
klassenlosen Gesellschaft“ (2006: 6) stellten damals fest, dass „die Rebellierenden
keinerlei Forderungen artikuliert haben – denn die einzige, die sie hätten aufstellen 
können […] erschien ihnen selbst nicht mehr realistisch“. Gleiches gilt für London 
2011: Wenn die Klasse „an sich“ Integration in die bürgerliche Gesellschaft, Be-
teiligung an demokratischen Formen oder auch nur einen gut oder erträglich 
bezahlten Arbeitsplatz – durchaus zu Recht – als unrealistisch empfindet, dann ist 
es logisch, sich das zu nehmen, was man nie bekommen könnte (wie in Eng- land), 
die Symbole der Herrschaft schlicht zu zerstören (wie in Frankreich 2005) oder in 
Lethargie zu verfallen (wie in Deutschland).

Globale Krise – globale Streiks
Aus klassenkämpferischer Position ist ferner gegen den Mythos von Facebook- 
Revolten zu betonen: Den meisten der jetzigen Aufstände sind ganz konkrete 
proletarische Kämpfe, oftmals Streiks, vorausgegangen. Herauszuheben ist die 
Entwicklung der ägyptischen Situation: Seit 2006 gab es hier eine regelrechte 
Streikwelle, einen ersten Höhepunkt erlebte sie mit der „Brotrevolte“ im Früh- jahr 
2008, als es nach massiven Preiserhöhungen auf Nahrungsmittel zu zahlrei- chen 
Streiks und Revolten kam. In Mahalla hatte diese Streikbewegung 2008 ihren 
vorläufigen Höhepunkt:

„Ein angesetzter Streik der TextilarbeiterInnen von Ghazl El-Mahalla für
einen Anstieg der Mindestlöhne und bessere Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen eskalierte nach der Besetzung des Betriebes durch Polizeieinheiten in zwei 
Tage andauernden Straßenschlachten zwischen ArbeiterInnen und 
AnwohnerInnen auf der einen Seite und einem massiven Polizeiaufgebot auf 
der anderen“ (Taghian 2011).

Die Streikbewegung dehnte sich über Mahalla hinaus aus:
„Motiviert durch diesen Sieg [der streikenden Textilarbeiter_innen von
Mahalla, Anm. T.B.] folgten immer mehr Belegschaften in anderen Fabri- 
ken dem Beispiel […]. Betroffen waren vor allem die gesamte Textilbran- che, 
das Baugewerbe, die verarbeitende Industrie, sowie auch der Personen- 
nahverkehr in der Hauptstadt Kairo“ (Taghian 2011). 3)

3) Ramin Taghian verweist an dieser Stelle auch auf die herausragende Rolle der Frauen in der Streik- 
bewegung: „Die Frauen nahmen fast jeden auseinander, der vom Management kam, um zu verhandeln“. 
Und „[…] die Belegschaft [in Mahalla, Anm. T.B.] bestätigte, dass im Laufe des Streiks viele Barrieren 
zwischen Männern und Frauen gefallen waren“ (Taghian 2008).
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Ähnliche Food Riots und Proteste wie in Ägypten fanden seit 2007 z.B. in Kame- 
run, Haiti, Burkina Faso, Gabun, Honduras und Marokko statt. In Ägypten war es 
auch die mangelnde demokratische Mitbestimmung, die zum Aufstand führte: 
20.000 Arbeiter_innen sollen 2006 daran gehindert worden sein, für Gewerk- 
schaftswahlen zu kandidieren. Ramin Taghian unterstreicht seine Bedeutung für 
die aktuellen Ereignisse, da er „von der Oppositionsbewegung in ganz Ägypten auf-
gegriffen wurde“ (Taghian 2011). Arbeiter_innen waren von Anfang an an der
Revolte beteiligt, jedoch in ihrer Funktion als Bürger eines demokratischen Staa- 
tes, nicht als Produzent_innen. Erst in der Woche vor dem Rücktritt Mubaraks 
nahmen Streiks und Arbeitskämpfe zu. Der ägyptische Anarchosyndikalist Jano 
Charbel erklärt dann auch in einem Interview die Streiks zum „Dreh- und Angel-
punkt des Aufstands“. Erst die Bedrohung durch den Streik zwang Mubarak zum
Rücktritt (vgl. auch Hanloser in dieser Broschüre). Dennoch, so erläutert Jano 
Charbel weiter, blieb die ägyptische Revolte bislang nur eine halbe Revolution: 
„Die Forderungen des Aufstands waren primär politisch, nicht sozial oder ökono-
misch“. Die konterrevolutionären Kräfte des Militärs und der wirtschaftsfriedli-
chen islamischen und islamistischen Strömungen sehen die Revolte mit dem poli- 
tischen Umsturz als beendet an und unterdrücken Streiks als der neu entdeckten 
nationalen Identität schädlich – gleiches gilt im Übrigen auch für die Erkämp- fung 
von Frauenrechten, wie am achten März 2011 deutlich wurde. Seit dem Sommer 
2011 rollt erneut eine Streikwelle durch Ägypten, die sich gegen die neue 
Militärjunta richtet (vgl. Schmid 2011: 17): Die Revolution in Ägypten ist noch 
nicht vorbei. Der NGO-Aktivist Hisham Fouad hält einen Generalstreik sogar für 
„die logische Entwicklung aus dem, was gerade geschieht“ (Arps 2011).
Der Vergleich zur deutschen Revolution 1918/19 drängt sich nahezu auf: Nach der 
ersten Revolutionsphase erreicht mit den Sozialdemokraten eine moderate Kraft 
die Macht, als die Revolution sich 1920 mit den Ruhrkämpfen fortsetzt, sendet die 
neue Macht das Militär. 4)

In Tunesien kam es zu einer relevanten Streikbewegung und sozialen Revolte in 
der Bergarbeiterstadt Gafsa. Zu diesem Zeitpunkt konnte das Zentrum die Fol- gen 
der globalen Krise noch auf die Peripherie und Semiperipherie – in die ab- hängigen 
Randzonen - ablenken. Soweit diese Arbeiterkämpfe für die Medien hierzulande 
überhaupt irgendeinen Nachrichtenwert besaßen, wurden sie mit keinem Wort 
mit der globalen Krise in Verbindung gebracht. Nur deshalb wirkt die momentane 
globale Revolte „überraschend“. In diesem Sinne bleibt durchaus abzuwarten, ob 
die chinesischen Streiks im Frühjahr 2010 nicht lediglich etwas
Größeres ankündigen: „[…] die Situation ist offen, denn die Risikobereitschaft,
nicht nur der WanderarbeiterInnen, sondern auch des städtischen Prekariats, ist 
enorm gestiegen […]“ (Roth 2011: 19). Und gegen die herrschende Lethargie hier-
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zulande ist in diesem Sinne die Streikwelle der Jahre 2006/2007 zu benennen, die 
zumindest hoffen lässt, dass da außer Lethargie noch etwas ist (vgl. Bewernitz 
2008).
Steven Colatrella hat die Streiks und Arbeiterunruhen von zwei Tagen im Okto- 
ber 2010 zusammengetragen. Die Liste ist über eine Seite lang und er schließt:
„Obwohl es hier nur um Streiks in einem Zeitraum von 48 Stunden geht, ist diese
Aufzählung nicht vollzählig. Und das war kein untypischer Tag im Sommer und 
Herbst 2010“ (Colatrella 2011: 56).
Der Kampf gegen die Krise ist nicht der Kampf einiger subkultureller Linksradi- 
kaler gegen ein Establishment. „Wir zahlen nicht für eure Krise!“ ist keine Parole 
des politischen Willens, sondern eine Frage des ökonomischen Überlebens. Auch 
wenn man in Deutschland wenig davon merkt: „Zum Jahresende [2010] war diese
erdumspannende Streikwelle der globalen Arbeiterklasse zum unmittelbarsten und 
eindrucksvollsten Hindernis für die Sparprogramme des in der Krise steckenden 
Weltkapitals geworden“ (Colatrella 2011: 54).

4) Solche Revolutionsvergleiche sind zugegebenermaßen immer etwas beliebig bzw. tragen sie eine
bestimmte Gefahr in sich, nämlich die Vermutung, es gäbe ein bestimmtes, zielgerichtetes Fort- 
schrittsmodell: Bei Emmanuel Todd z.B. ist das offensichtlich, er vergleicht die momentanen Revol- ten 
einerseits mit der französischen Revolution und andererseits mit der iranischen Revolution. Da- mit 
intendiert er, dass die arabischen Staaten an der Schwelle zu einem Zeitalter der Aufklärung nach 
westlichem Modell stehen und dass die iranische Bevölkerung „fortschrittlicher“ sei, weil sie bereits vor 
30 Jahren revoltiert habe. Das iranische Regime ist ihm lediglich eine Übergangsphase, die letzt- lich 
doch in einer marktwirtschaftlichen Demokratie nach westlichem Vorbild münden würde. An Todds 
datenreicher Analyse ist sicherlich attraktiv, dass er auch angesichts totalitärer und diktatori- scher 
Regime an den verzögerten Erfolg der Revolten glaubt, seine Vergleiche mit anderen Revolutio- nen 
basieren auf demographischen Daten (Familienstand, Kinderzahl, Bildung), aber die Grundan- nahme, 
dass es quasi nur einen Entwicklungsweg geben könne, ist hochgradig problematisch. Todd, der sich 
selber als „radikaler Antimarxist“ bezeichnet, ist mit dieser Argumentation dem politischen Marxismus 
eigentlich sehr nahe, die schicksalshafte Entwicklung der Menschheit geht bei ihm nur nicht Richtung 
Kommunismus, sondern Richtung demokratische Marktwirtschaft. Vgl. Todd 2011. Der Vergleich mit 
der deutschen Revolution 1919 soll daher keine ganze Geschichtsphilosophie á la „Ägypten steht heute 
da, wo Deutschland 1919 stand“ beinhalten, sondern lediglich die Frage nach der Rolle des Militärs 
erläutern und die Sinnhaftigkeit des „logischen Schritts“ Generalstreik un- terstreichen. Die ägyptische 
Revolution kann auch ganz anders weitergehen.
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Die globale Arbeiterklasse
Die globale Arbeiterklasse bringt das Projekt der Globalisierungskritiker_innen 
der 1990er auf ein neues Niveau: Wo seinerzeit vergeblich Straßenschlachten 
gegen Weltinstitutionen ausgefochten wurden, trifft die Arbeiterklasse das Kapi- 
tal nun an seiner einzig verwundbaren Stelle. Diese Streikwelle ist deshalb zentral, 
weil sie schon Revolutionen ausgelöst hat, weitere auslösen könnte und weil den 
Streikenden klar ist, was sie da machen: Die Gleichzeitigkeit der Streiks ist mehr als 
bloßer Zufall und auch mehr als gleichzeitige Reaktionen auf die gleiche Krise – die 
Arbeiter_innen wenden sich gegen die Institutionen der zu Ende kommen- den 
Globalisierung und beziehen sich dabei aufeinander.
Mit der Globalisierung des Kapitals ist auch die Arbeiterklasse global geworden – 
oder auf dem besten Weg, global zu werden. Sie verbindet sich nicht nur über 
Grenzen hinweg, sondern auch über Milieus: Transportarbeit, Produktion und der 
von den globalen Sparzwängen stark betroffene öffentliche Dienst – was man also 
„Angestellte“ oder „Mittelschicht“ schimpfen würde – kämpfen zusammen.
Die allerorts entstandene Zusammenarbeit von sozialen Initiativen, Gewerkschaf- 
ten und politischen Oppositionsgruppen in den Jahren 2010 und 2011 basiert auf 
proletarischen Identitäten: Zum einen resultieren die Revolten aus den Res- ten 
der Arbeitermacht, die sich in den genannten Streiks zeigt und oft genug Ini- 
tialzündung der Proteste war, zum anderen sind es die Proletarisierten oder jene, 
die Angst vor der Proletarisierung haben und die Überproletarisierten – die Pre-
kären – die, alle auf ihre spezifische Art und Weise, revoltieren: „Es geht um Wür-
de, höhere Löhne, gegen Korruption, die Politiker sollen abhauen“ (wildcat)!
Man kann kaum davon sprechen (auch, wenn ich vorher die Begriffe „an sich“ und 
„für sich“ benutzt habe), dass einige dieser Kämpfe klassenbewusster wären als 
andere. Würde man ein „politisches Bewusstsein“ darunter verstehen (was aber 
leninistisch wäre), so würden die meisten Anarchist_innen wohl die Kämpfe in 
Griechenland als die fortschrittlichsten ansehen: In den griechischen Protesten hat 
der Anarchismus einigen Einfluss (vgl. Kritidis 2010), und auch wenn es kaum an 
die Öffentlichkeit gelingt, so haben die griechischen Genoss_innen kei- neswegs 
nur Gewalt ausgeübt, sondern beginnen auch, die patriarchale Verherrli- chung des 
gewalttätigen Insurrektionalismus kritisch zu reflektieren und debat- tieren 
Konzepte für die Zukunft. Nicht nur, aber insbesondere in Wisconsin zeigt sich 
ein Klassenbewusstsein sehr deutlich, indem wieder auf die Identität Arbei- 
terklasse Bezug genommen wird. Das hat aber weniger zu sagen, als es den An- 
schein hat. Jemand, dem die Begrifflichkeiten „Arbeiter“ oder „Arbeiterklasse“ 
völlig fremd klingen, muss deswegen nicht weniger Klassenbewusstsein haben.
In gewissem Sinne sind es nämlich durchaus die, die „an sich“ kämpfen, die briti- 
schen Kids, Preks und Chavs, die das meiste Bewusstsein über ihre Situation und 
die radikalste Ablehnung ihres Klassenstatus haben. Ihr Kampf ist insofern am
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fortschrittlichsten, als sie sich keine Illusionen mehr machen über eine Integrati- 
on in den Kapitalismus oder das alleinige Emporkommen via Ellenbogen. Ihr 
Kampf ist durchaus ein Kampf dem Kapital – wer plündert, zerstört eine wesent- 
liche Grundlage des Kapitalismus: Eigentum und Ware. Gleichzeitig ist er aber 
auch, da jegliche Idee von Gemeinschaftlichkeit fehlt, ein Kampf aller gegen aller. 
Der sozialdemokratische Anarchistenhasser Pierre Bourdieu hat die neoliberale 
Ideologie richtig als „ein Programm der planmäßigen Zerstörung der Kollekti-
ve“ (Bourdieu 1998: 26) beschrieben. Margret Thatcher hat dieses Programm am
stringentesten durchgezogen: „Kollektiv“ ist den jungen Prolls ein Fremdwort. 
„Sie rauben Toilettenpapier? Gebt Ihnen lieber Kondome, damit sie sich nicht weiter
vermehren“, so kommentierte ein Focus-Leser die Ereignisse in Tottenham. Das
kennen wir schon: Der Begriff „Proletariat“ bezeichnete ursprünglich diejenigen, 
die sich zu stark vermehren. FDP-Jungspund Daniel Bahr hat diese Ursprungsbe- 
deutung wieder aufgegriffen („In Deutschland bekommen die Falschen die Kin- 
der“) und Thilo Sarrazins „Kopftuchmädchen“ kommen ebenfalls aus der glei- chen 
Argumentationsschule.
Die Solidarity Federation North London stellte in ihrem Statement zu den Riots 
klar:
„Läden abzufackeln, über denen sich Wohnungen befinden, die Transportmittel,
mit denen Leute zu ihren Jobs fahren müssen und ähnlicher Schwachsinn, sind ein 
Angriff auf uns selbst und sollten […] entschieden bekämpft werden […]“. Sie beton- te 
aber auch: „Die Wut aus den Armenvierteln ist wie sie ist, hässlich und unkon- 
trolliert, aber nicht unvorhersehbar. Großbritannien hat seine sozialen Probleme 
jahrzehntelang verschleiert, sie mit einer brutalen Kette bewaffneter Büttel einge- 
zäunt“.
Es ist kein Zufall, dass die ersten Krisen-Riots, die weder in der ehemals soge- 
nannten „Dritten“ Welt noch in der Peripherie Europas stattfinden, ausgerech- net 
England treffen. Es ist folgerichtig. Es ist auch kein Zufall, dass diese in Lon- don 
beginnen, wo Armut und Reichtum noch mal besonders krass aufeinander treffen. 
Es ist ebenfalls nicht zufällig, dass sich der Krisenprotest in Griechenland und 
Spanien in Generalstreiks ausdrückt und in England als Riot. Die Idee einer 
kollektiven sozialen Revolte wurde der britischen Arbeiterklasse seit dreißig Jah- 
ren systematisch ausgeredet. Trotzdem ist diese Bewegung genau das, was Marx „die 
wirkliche Bewegung, welche den jetzigen Zustand aufhebt“ nannte. Denn, so
Marx weiter: „Die Bedingungen dieser Bewegung ergeben sich aus der jetzt bestehen- 
den Voraussetzung“ (MEW 3: 35). Revoltenpläne von ideologischen oder idealis- 
tischen Kleingrüppchen (oder auch Großgruppen) – das zeigt die unsinnige Wel-
le an Brandanschläge auf PKWs in Deutschland direkt nach Tottenham wie auch 
die kleine Acampada-Bewegung, die in Berlin versuchte, den Alexanderplatz mit
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ein paar Dutzend Personen zu besetzen – lösen keine Revolten aus. Wo die Re- 
volte stattfand, wurde sie von den Betroffenen ausgelöst, wie etwa in Griechen- 
land: „Die Bewegung war nicht innerhalb der traditionellen Linken organisiert,
sondern es waren die Direktbetroffenen, die sich zusammenschlossen“. Denn: „Die 
Menschen haben angefangen, sich darum zu kümmern, weil es für ihr Leben wichtig 
geworden ist“ (RaGeo 2011).
Das unterscheidet „Occupy Wallstreet!“ auch prinzipiell von den deutschen Oc- 
cupy-Bemühungen. Die Revolte kommt in Deutschland nicht an, wenn Studie- 
rende Bankenvorplätze besetzen, sie ist angekommen, wenn die prekär Beschäf- 
tigten ihre Arbeit niederlegen. 5)

In den USA sind Zeltstädte seit Ausbruch der Krise etwas Normales, nicht als neue 
Protestkultur, sondern als einzige Möglichkeit, zu wohnen – wobei die sozi- ale 
und politische Zusammensetzung der US-amerikanischen Okkupand_innen nicht 
weniger vielfältig ist als die deutsche. Es ist durchaus noch nicht ausge- macht, ob 
nicht – in den USA wie hierzulande und woanders – aus den eher auf- gesetzt 
wirkenden Bankenbesetzungen durchaus mehr Bewegung entstehen kann:
„Eine wichtige Frage für die Zukunft der Bewegung wird sein, ob sie sich in dieser
sozialen Realität erdet“ (wildcat 91/2011: 56), denn dann wird sie diese „wirkliche 
Bewegung“.

Wider die Ethnisierung
Ein weiterer gemeinsamer Aspekt der momentanen globalen Bewegung ist zu 
unterstreichen: Wie kaum anders zu erwarten angesichts einer endgültigen Glo- 
balisierung der kapitalistischen Produktionsweise und der proletarischen Erfah- 
rungen spielt in nahezu allen erwähnten Bewegungen und Revolten die Migrati- on 
eine zentrale Rolle: In China sind die Wanderarbeiter_innen die zentralen 
Akteure innerhalb der Arbeiterklasse, in Griechenland, Spanien und Portugal 
solidarisieren sich die Bewegungen mit Flüchtlingen und Migrant_innen. In Ita- 
lien kam es im August 2011 – mitten in der Erntezeit – zu einem Streik der 
migrantischen Erntehelfer_innen. Bereits im Frühjahr 2011 hatten im süditalie- 
nischen Rosarno migrantische Arbeiter_innen begonnen, sich gegen den alltägli- 
chen Rassismus zur Wehr zu setzen.
Die europäischen Interventionen im Maghreb sind auch Maßnahmen im Krieg 
gegen die Flüchtlinge. Das gilt sowohl für die diplomatischen Bemühungen wie 
für die NATO-Bombardements in Libyen. Das wirtschaftliche Diktat der Troi-

5) Das erfordert viel Phantasie, wir können uns das nicht wie einen herkömmlichen Streik vorstellen.
An mehreren Stellen haben Überlegungen begonnen, wie Streiks von Prekären aussehen können. Vgl. 
für die aktuelle Debatte http://www.scioperoprecario.org/, die deutsche Übersetzung findet sich auf 
http://www.labournet.de/internationales/it/arbeitskampf.html, sowie Precarias a la deriva 2011.
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ka, zugespitzt in Merkels und Sarkozys Forderung nach einer europäischen 
„Wirtschaftsregierung“, die Ausbeutung der migrantischen Arbeit und die militä- 
rische Sicherung der europäischen Grenze durch FRONTEX gehen Hand in 
Hand (vgl. Schmid 2011: 101 – 112). Deswegen war der Zweck der Bombardie- 
rung Libyens auch ein „Gaddafismus ohne Gaddafi“ (Manji 2011: 42): Um den
ökonomischen Zugriff zu erhalten wie auch um die Flüchtlinge bereits in Nordaf- 
rika weiterhin abwehren zu können. Kaum war Gaddafi endgültig gestürzt, kün- 
digten die westlichen Hegemonen die Entsendung von „Stabilisierungsberatern“ 
an, die „auf den in Afghanistan gelernten Lektionen aufbauen“ werden (taz, 
26.08.2011). Das kann nur mit dem unmodernen Begriff „Imperialismus“ be- 
zeichnet werden.
Der Aspekt „Migration“ hängt direkt mit einem weiteren Aspekt zusammen, dem 
institutionellen wie dem alltäglichen Rassismus. Wie schon 2005 in den französi- 
schen Banlieues, so war das auch in England wieder zu sehen: War anfangs noch 
lediglich von Kriminalität zu lesen, so reichte das nach wenigen Tagen nicht mehr. 
Aus dem Wüten des subalternen (von gesellschaftlicher Teilhabe ausge- 
schlossenen) Klassensegments wurden „Rassenunruhen“ – erstaunlich, wie schnell 
auch die deutsche Öffentlichkeit den Begriff „Rasse“ wiederentdeckt, sobald es um 
Unruhe geht. Und offenbar ist den Medien das „Rassische“ dabei die Steigerung 
des „Kriminellen“. Das Element eines vermeintlich ethnischen Konflikts ist dabei 
aktuell in England wesentlich stärker als 2005 in den französi-
schen Banlieues: „In Frankreich ist die Gemeinschaft der verarmten jugendlichen
Proletarier nicht zusammengebrochen wie in den USA und nicht nach Ethnien oder 
Religionen aufgesplittert wie in Großbritannien“ schrieb Charles Reeve 2005. Die 
englische Politik, die englische Tradition, hatte immer einen sehr weißen, nahezu
rassisch definierten Nationenbegriff, das spiegelt sich nun auch in der Revolte 
wieder. Hier finden wir auch einen Grund dafür, warum sich die Revolte in den 
Banlieues durchaus politisch zeigte – zwar ohne Forderungen, aber auch ohne 
Plünderungen und stattdessen mit einem direkten Angriff auf die repressiven 
Institutionen des Staates wie Polizeiwachen, Arbeitsämter oder Schulen – wäh- 
rend sich die britischen Riots in Plünderungen und Überfällen in der Nachbar- 
schaft äußerten. 6)

Hinter den Riots und ihrer Form steckt eine jahrzehntelange britische Politik, die 
mit Thatcher, dem Krieg gegen die Gewerkschaften der Miners und der Poll Tax 
begann und heutigentags mit einer extrem verschärften Überwachung, Gesetzen

6) Das ist eine oberflächliche Beschreibung und eigentlich ist es eine Anmaßung, auch nur den Ver-
such zu unternehmen, die Ereignisse von Tottenham u.a. von außen beurteilen zu wollen. Vertiefend 
und etwas differenzierter sei zur Ergänzung empfohlen: Erschwerende Umstände. Deregulierung und 
Umverteilung in die eigenen Hände genommen: die Riots in England (aus Brixton). In: wildcat 
91/2011: 21 – 29.
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gegen „Herumlungern“ (ASBOs – „Anti-Social Behaviour Orders“), Knastneu- 
bauten etc. fortgesetzt wird. In Sachen „Krise“ mag man wenig aus England hö- 
ren, weil die Auswirkungen für die internationale Ökonomie vergleichsweise 
gering sind – in Sachen Repression und Unterdrückung der Proletarier_innen und 
insbesondere ihrer prekären Segmente ist Großbritannien aber ganz vorne.
Nochmals finden wir das entscheidende Element der jugoslawischen Kriege: Aus 
einem sozialen Konflikt wird ein ethnischer gemacht. Krieg ist für den Kapitalis- 
mus nicht nur in Form der Bombenangriffe auf Libyen eine Option, sondern auch 
für die regionale Klassenspaltung als Krieg des Staates gegen die eigene Be- 
völkerung.
In diesem Sinne ist auch der oft gehörte nationale Appell in den Revolten ein 
Versuch, die Revolten einzudämmen und nicht sozial eskalieren zu lassen. Die 
Bloggerin Lina Ben Mhenni beschreibt, wie sie begann, stolz darauf zu sein, Tu- 
nesierin zu sein (Ben Mhenni 2011: 23). Und nicht nur England hatte seinen 
„riotcleanup“, auch der Tahrir-Platz in Kairo wurde mit Nationalstolz geputzt.
Es ist dabei natürlich nicht nur unproblematisch, sondern sogar ein Aspekt von 
Selbstverwaltung, dass sich die Menschen organisieren, um aufzuräumen. Die 
Problematik liegt in dem Symbol: „Aufräumen“ heißt, es ist vorbei. Und das Auf- 
räumen wird jenseits der realen Klassendifferenzen als eingebildete Gemeinschaft 
der Nation organisiert… - weil in Ägypten die Zeit des „Aufräumens“ gekommen 
ist, muss eine Militärjunta Ordnung schaffen und sind Streiks für die Rechte der 
Arbeiter_innen wie Demonstrationen für die Rechte von Frauen unerwünscht 
und werden sogar massiv bekämpft.

Aufgaben einer syndikalistischen Bewegung
Das auf eine Krise eine Revolte folgt, mag sich deterministisch erklären lassen. Der 
Fehler im Denken eines solchen „historischen Materialismus“ liegt in der 
Prophezeiung aus dem Dampf, wie Landauer über Marx sagte: Unsere kleine 
Rundreise 7) durch die aktuellen Revolten hat uns gezeigt, dass die Revolte unaus- 
weichlich ist, nicht aber die Form und schon gar nicht der Ausgang der Revolte. 
Einiges hängt von der ökonomischen Situation der Revoltierenden ab, vieles von 
ihrer Interpretation dieser Situation: Wer seine Situation als unverbesserlich an- 
sieht, plündert und zerstört wie in London, wer eine Verbesserung im System für 
möglich hält, gerät in den Dialog mit der herrschenden Politik wie die Blog- 
ger_innen in Ägypten oder Tunesien.
Diese verschiedenen Reaktionen sind nicht so unterschiedlich, wie es den An-

7) Diese „Rundreise“ war durchaus nicht vollständig. Kurz erwähnt seien nur die massiven Bildungs-
proteste in Chile. Auch „Occupy“ konnte nach eigentlicher Fertigstellung des Textes nur unzurei- 
chend einbezogen werden und parallel dazu entwickelt sich im Herbst 2011 auch in Deutschland und 
Österreich ein neuer Bildungsprotest an den Hochschulen.
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schein hat: In beiden Fällen suchen die Akteure nach individuellen Lösungen ihrer 
Probleme und keineswegs nach Lösungen für die ausgebeutete Klasse. Da- hinter 
steckt in beiden Fällen die über 30 Jahre eingeimpfte Ideologie „Neoliberalismus“, 
die zwar ökonomisch als gescheitert betrachtet werden kann, an deren diskursivem 
Erbe – dem übersteigerten Individualismus – wir aber noch lange zu kauen haben 
werden. Auch in Griechenland dominiert vielleicht Per- spektivlosigkeit, aber 
Griechenland war in vielerlei Hinsicht eine keynesianische Insel im neoliberalen 
Meer – die Kollektivität wurde der Arbeiterklasse dort nicht dermaßen aberzogen.

Hervorhebung des wirtschaftlichen Kampfes
Dass die meisten der aktuellen Revolten, und insbesondere jene, die Erfolge auf- 
zuweisen haben, aus Streiks entstanden sind, weist darauf hin, dass das syndikalis- 
tische Organisierungsmodell in Branchen und Betrieben nichts an Relevanz ein- 
gebüßt hat. „[…] mit Protesten auf der Straße kann man umgehen, aber wenn es
massive Proteste auf der Straße und Streiks der Arbeiter gleichzeitig gibt, dann steckst 
du richtig in der Scheiße“ betont Jano Charbel. Durch die aktuellen Revol- ten wird 
die syndikalistische These von der Macht des Streiks eindrucksvoll bestä-
tigt, ebenso wie die daraus folgende Notwendigkeit, sich als wirtschaftliche 
Kampforganisation zu verfassen. In Ägypten haben sich seit dem Aufstand 22 
unabhängige Gewerkschaften neu gegründet und teilweise zu Dachverbänden
zusammengeschlossen. Relevant ist dabei u.a. auch, dass „der neue Gewerkschafts-
verband […] nicht zwischen Arbeitern und Angestellten unterscheidet; ein Arbeiter 
ist jemand, der keine Produktionsmittel besitzt und seine Arbeitskraft für einen Lohn 
verkaufen muss“ (Charbel 2011). Rami Taghian von der Wiener Gruppe 
„Perspektiven“ weist dieser Bewegung für unabhängige Gewerkschaften zurecht
eine zentrale Rolle in der weiteren Entwicklung zu: „Eine unabhängige Gewerk-
schaftsbewegung wäre in der Lage, die lokalen und bisher meist voneinander isolier- ten 
Kämpfe zu vereinen und die Frage einer sozialen Revolution flächendeckend auf die 
Tagesordnung zu stellen“. Denn: „Ein ‚demokratisches‘ Ägypten würde für Ar- 
beiterInnen nichts verändern, wenn sich nicht auch die sozialen Verhältnisse mitver- 
ändern würden“.
Hier liegt der Hase im Pfeffer: Die Revolten der „Empörten“ sind, obwohl ausge- 
löst durch eine ökonomische Krise, die den Zusammenhang von Marktwirtschaft 
und Freiheit militant in Frage stellt, bisher meist rein politische Revolten. Nach wie 
vor wird vielerorts geglaubt, dass Marktwirtschaft und Demokratie gemein- sam 
funktionieren könnten. Die Riots in England hatten in vielerlei Hinsicht noch am 
ehesten den Charakter einer Sozialrevolte. In diesem Sinne ist durchaus 
auch inhaltliche Intervention gefordert, wo Syndikalist_innen beteiligt sind:
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Dort, wo sich die Revolten als reine Demokratiebewegungen ohne antisystemi- schen 
Charakter generieren, ist es durchaus sinnvoll, wider die Etablierung einer neuen 
„demokratischen“ Herrschaft auf die ökonomischen Prozesse hinzuweisen, die im 
Hintergrund ablaufen: „Hier findet eine Akkumulation durch Enteignung
in ungeheurem Ausmaß statt“ analysiert Manji (2011: 40) die Situation, die zu
den Revolten im Maghreb geführt hat. Das soll nun nicht heißen, mit erhobenem 
Zeigefinger und dem ökonomischen Fachbuch eine sich aus grundsätzlichen Be- 
dürfnissen heraus agierende Bewegung interventionistisch zu belehren, sondern dort, wo 
Syndikalist_innen involviert sind, brauchen sie einfach nur ihre eigenen Bedürfnisse als 
Lohnabhängige einzubringen. US-amerikanische Genoss_innen schrieben der wildcat: „Es 
gibt andere ‚wie uns‘. Viel mehr, als du gedacht hast. Wir
müssen deutlich machen, dass die Anderen nicht ‚we the people‘, die ‚BürgerInnen‘, die 
‚SteuerzahlerInnen‘ und sicher nicht die ‚KonsumentInnen‘ sind, sondern Arbei- terInnen, und 
keineswegs identisch mit ihren Gewerkschaften, ihren PolitikerInnen, ihren Parteien […]“ 
(wildcat 91/2011: 56). Gerade die Occupy-Bewegung lehnt nicht nur Parteien ab, sondern 
ist vielerorts skeptisch gegenüber allen bereits be-
stehenden Organisationen – wer will’s ihnen verdenken nach den Erfahrungen der 
Montagsdemonstrationen gegen Hartz IV mit der MLPD („Marxistisch“- Leninistische 
Partei Deutschlands) und ihren zahlreichen „Vorfeldorganisationen“ einerseits und 
den Vereinnahmungsversuchen von Rechten und Esoteriker_innen andererseits? „Wir 
distanzieren uns von Parteien, von Organisationen, Vereinen […]“ betont ein_e 
Okkupand_in aus Frankfurt am Main im Interview (wildcat 91/2011: 57). Wenn 
Syndikalist_innen als Arbei- ter_innen an den Protesten teilnehmen, dann ist das keine 
„Verschleierung“, son- dern es ist eben Syndikalismus, von seiner/ihrer eigenen 
Klassenlage aus mit zu handeln. Dazu gehört allerdings auch: Organisierung vorantreiben, 
denn allein gehandelt ist es kein Klassenhandeln.

Radikale Kritik des neoimperialistischen Europa
Neben der Betonung des sozial-ökonomischen Charakters, der in der Natur der 
syndikalistischen Organisationsform liegt, gibt es gerade in der aktuellen Krise und gerade 
hierzulande einen wichtigen, inhaltlichen Aspekt, an dem es tätig zu werden gilt: Europa, 
in der Idee durchaus ein föderalistisches Gebilde, das Föde- ralismusideen der Nachkriegs-
Anarchist_innen aufnimmt, hat sich endgültig als Klassenfeind par excellence 
herausgestellt. Neben dem IWF sind es die Gremien der EU, einschließlich der EZB, die 
sich bemühen, den „PIGS“ (Portugal, Italien, Griechenland, Spanien – manchmal auch 
„PIIGS“ inkl. Island) Strukturanpas- sungsprogramme aufzuoktroyieren, die dermaßen 
überzogen sind, das sie eigent- lich nicht durchgezogen werden können. Die 
Sparprogramme sind im organisier-



21

ten Europa historisch nahezu einmalige Versuche, die Arbeiterklasse im Großen 
für die Krise zahlen zu lassen – zugunsten der Banken, und zwar nicht der griechi- 
schen, sondern der deutschen und zugunsten eines stabilen Europas, das ökono- 
misch mit den angekratzten USA und China konkurrieren kann, und insbeson- 
dere der Volkswirtschaften Deutschlands und Frankreichs, die die Hegemonie im 
neofeudalen Europa haben. Dabei wird bewusst auf die Verelendung der Lohnab- 
hängigen in Süd- und Osteuropa hingearbeitet („Europa der drei Geschwindig- 
keiten“, FAZ), begonnen bereits mit den jugoslawischen Kriegen, die aus dem 
kapitalistischen Zentrum Westeuropa notwendig wurden, nachdem sich die Ar- 
beiter_innen in Jugoslawien in den 1980ern gegen die Strukturanpassungspro- 
gramme so erfolgreich gewehrt hatten, dass auch der jugoslawischen Autokratie als 
Lösung des sozialen Konflikts nur noch Nationalismus einfiel. Die folgende 
Währungsvereinheitlichung war auch eine Strategie, um gegen die etablierten 
gewerkschaftlichen Praktiken (Tarife) Löhne nach unten anpassen zu können. 
Innerhalb der EU wurde eine Wettbewerbssituation geschaffen, in der es um 
niedrigste Löhne und niedrigste Sozialausgaben ging: „Die Konvergenzkriterien
und der Euro-Stabilitätspakt sind darauf gerichtet, eine gewaltige Umverteilung von 
der Arbeiterklasse zum Kapital durchzuführen“ (wildcat 90/2011: 39). Die aktuel- 
len Forderungen der Troika an die PIGS sind lediglich eine extremisierte Fort-
führung dieser Politik mit einem fortlaufenden Druck auf die Löhne und Renten 
und Privatisierungszwang. In acht Mitgliedstaaten der EU (Stand: August 2011) 
wurden mittlerweile die Löhne im öffentlichen Dienst - teilweise drastisch – ge- 
kürzt und Tarifvereinbarungen durch politische Interventionen außer Kraft ge- 
setzt. Dies ist, nicht nur in Europa, übrigens ein Grund für die teils hohe Beteili- 
gung von öffentlich Beschäftigten an den Protesten.
Man muss es den griechischen Militanten der „Verschwörung der Feuerzellen“ 
lassen: Als sie Merkel eine Briefbombe sendeten, haben sie den Hauptfeind er- 
kannt. Angela Merkel ist in der Tat der Hauptfeind der griechischen und europä- 
ischen Arbeiterklasse. EU-Feindlichkeit ist nicht länger ein Indiz für nationalen 
Neochauvinismus, sondern muss Grundlage jeder europäischen sozialen Bewe- 
gung, die etwas verändern möchte, sein. Die Idee eines föderalistischen, friedli- 
chen und ideologiefreien Europas, wie sie nach dem Zweiten Weltkrieg von A- 
narchisten wie Rudolf Rocker und Fritz Linow vertreten wurde, ist unrettbar 
verloren, auf dem Altar des Kapitalismus geopfert. Die EU ist Erfüllungsgehilfin 
Deutschlands für eine egoistische Wirtschaftspolitik. Oder gedreht: Die EU ist 
nicht europäisch, sie ist deutsch. Ein föderales Europa müssen wir erneut schaf- 
fen, angefangen von nichts. Und die Keimzelle einer tatsächlichen multikulturel- 
len Föderation liegen um das Mittelmeer, nicht im deutschen Herzen des Kapita- 
lismus.
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Demokratie – Mitbestimmung – Selbstverwaltung
Dass es sich bei nahezu allen Revolten um Demokratiebewegungen handelt, ist 
neben der Entstehung aus Streiks ein zweiter Aspekt, der die Anschlussfähigkeit 
des Syndikalismus an die Proteste aufzeigt. Wir sollten uns nicht darüber hinweg- 
täuschen lassen, nur weil einige Blogger_innen in Nordafrika mit den Herrschen- 
den kommunizieren oder weil bestimmte Forderungen „reformistisch“ bzw. re- 
formerisch wirken. Die Krise ist auch eine Krise der parlamentarischen Demokra- 
tie. Die Revolten zeigen deutlich auf, dass die Menschen nicht mehr glauben, von 
Vertreter_innen in Parlamenten oder auch Gewerkschaften repräsentiert zu wer- 
den. „Die Besetzung des Syntagma-Platzes [Sommer 2011] etwa stand unter dem
Motto ‚Direkte Demokratie‘, weil wir uns ausgeschlossen fühlen, nicht nur von offi- 
ziellen demokratischen Abläufen, sondern vom alltäglichen Leben“ betont der Akti- 
vist Vasilis im Interview (RaGeo 2011). Nicht zufällig ist dies genau der Duktus,
unter dem 1994 der zapatistische Aufstand der EZLN begann: Mit einer Inklusi- 
onsforderung (Kastner 2011: 47), die Zapatist@s wollten nicht mehr aus der 
mexikanischen Gesellschaft, aus dem gesellschaftlichen Leben, ausgeschlossen sein. 
8)

Ob es sich nun um mehr Mitbestimmung im Betrieb, mehr Einflussmöglichkei- 
ten auf kommunale oder nationale Politik oder direkt gegen die ökonomischen 
Krisenauswirkungen gerichtete Proteste handelt – die Forderungen weisen auf ein 
Bedürfnis nach dem eben auch syndikalistischen Grundprinzip der Selbstver- 
waltung hin. Die Bevölkerung fühlt sich nicht nur ökonomisch sondern auch
politisch enteignet, wie es Firoze Manji ausdrückt, und „dieses grundlegende Ge-
fühl mangelnder Selbstbestimmung war die mobilisierende Kraft“ (Manji 2011:
41). Wie wir gesehen haben, sind nicht nur die Bewegungen in Spanien und Por- 
tugal Bewegungen für mehr – oder andere – Demokratie, sondern auch die Streiks 
in China oder Ägypten lassen sich dazu in Bezug setzen. Die sozialen Be- wegungen 
in Deutschland – das kleine Schlusslicht – empören sich gegen unde- mokratische 
Entscheidungen. Es steht in einigen dieser globalen Bewegungen auf der Kippe, ob 
es sich um eine Revolte für ein ganz anderes Demokratieverständ- nis oder 
„lediglich“ um die Enttäuschung durch die jetzige Demokratie handelt, man sich 
also Illusionen über den Charakter der parlamentarischen Demokratie
8) Jens Kastner schreibt, das „Unten-Sein [der mit der EZLN Solidarischen, Anm. T.B.] ist häufig ein
im Weltmaßstab privilegiertes, selbst als Hartz IV-EmpfängerInnen gehören sie noch zu den zehn 
Prozent Reichsten der Welt. […] im Hinblick auf die politisch-organisatorischen Traditionen, die 
Alltagspraktiken wie auch Diskriminierungserfahrungen verbindet sie jedoch mit den BewohnerIn- nen 
zapatistischer Gemeinden rein gar nichts“ (Kastner 2011: 27). Er schließt daraus, dass Solidarität in 
diesem Fall sich gerade auf (kulturelle) Differenz berufen müsse, statt, wie traditionell, auf Gemein- 
samkeiten. Wenn das jemals richtig gewesen sein sollte, so zeigt das Interview-Zitat aus dem Interview 
der RaGeo, dass es gemeinsame Erfahrungen gibt, auf die sich Solidarität im traditionellsten Sinne 
(Unterstützung aufgrund gemeinsamer Erfahrung) stützen kann.



23

im Kapitalismus gemacht hat. Aber in beiden Fällen sind die Revolten Experi- 
mentierfelder für neue basisdemokratische und selbstverwaltete Projekte. „[…]
wenn sich die Revolution radikalisiert [...], dann gehe ich davon aus, dass die Arbei- 
ter in der Lage sein werden, die Produktionsmittel zu übernehmen und selbst zu 
verwalten“ betont etwa Jano Charbel. Dass es diese Projekte auch hier gibt, über- 
sehen höchstens jene, die aus ihrem alternativen Szenesumpf nicht herauskom-
men. Neben zahlreichen genossenschaftlichen Projekten aus dem links- 
alternativen Milieu gibt es etwa die Initiative, aus der insolventen Brauerei in 
Schwelm im Sauerland ein Genossenschaftsprojekt zu machen. Und während die 
entsprechende Gruppe in einem virtuellen „sozialen“ Netzwerk in zwei Wochen 
nahezu 8.000 Mitglieder versammeln kann, da sie dies über alle ideologischen 
Grenzen für praktische Selbstverwaltung macht, wundert sich die Einzelperson, 
die im selben Netzwerk eine nach Monaten 800köpfige anarchistische Gruppe 
gegründet hat, warum hier nichts passiere, obwohl doch diese virtuellen „sozialen“ 
Netzwerke vermeintlich die gesamte nordafrikanische Welt auf den Kopf gestellt 
hätten…
„In die Erschaffung einer neuen Welt, einer neuen Lebensweise, müssen alle einbezo-
gen sein. Das erfordert viel Kommunikation – und Zeit“ betont Firoze Manji
(2011: 41). Hier sind syndikalistische Konzeptionen von Selbstverwaltung mehr 
als präsentabel und geeignet, basisdemokratischen Prozessen eine notwendige 
organisatorische, und genossenschaftlichen Projekten eine sinnvolle verwaltungs- 
technische, Form zu geben. Das darf aber andererseits nicht bedeuten, Menschen 
eine syndikalistische Betrachtungsweise aufzuschwätzen und die Zentralität des 
Klassenkampfes als Bedingung der gemeinsamen Revolte zu betrachten. Die Ei- 
senbahnergewerkschaft Doro Chiba etwa betrachtet in Japan den Kampf für den 
Ausstieg aus der Atomenergie als Teil des Klassenkampfes. Das hindert sie nicht 
daran, mit ökologischen oder Friedensinitiativen zu arbeiten, denen der Begriff ein 
völliges Fremdwort ist. Alle aktuellen Aufstände sind durch Zusammenarbeit 
verschiedenster Klassenfragmente zustande gekommen, wenn auch die Streik- 
macht der Arbeitenden zentral ist und bleibt. Einer der ägyptischen Streikführer 
von 2007/2008, Muhammad al-Attar drückte es so aus: „Politik und ArbeiterIn-
nenrechte sind untrennbar. Arbeit ist selbst schon Politik. Was wir hier [im Streik, 
Anm. T.B.] gerade erleben, ist so demokratisch, wie es nur sein kann“ (zit. nach Tag- 
hian 2008). Der Streik ist einerseits die entscheidende Machtressource auf Seiten
der Unterdrückten, andererseits aber auch ein Training, eine Erfahrung, in Sa- chen 
direkter Demokratie. Diese Machtressource fehlte in den Banlieues und noch 
krasser in Tottenham – die aufgestaute Wut musste sich in einer anderen Form 
von Gewalt einen Ausweg schaffen. Gerade in England zeigt dies den un- 
glaublichen Erfolg, den der militante Neoliberalismus in der Zerschlagung solida-
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rischer Strukturen, Traditionen und selbst Erinnerungen hatte.
Andererseits fehlt die Erfahrung radikaler Demokratieprozesse auch bei den süd- 
europäischen Bewegungen der „Empörten“. Die mangelnde Erfahrung einer not- 
wendigen direkten Demokratie zur Organisierung von akuten Wirtschaftskämp- 
fen von unten endet in politischen Appellen an „die da oben“. In Deutschland wäre 
das genauso, denn die direkte, militante Organisierung von Streiks von der 
arbeitenden Basis aus ist auch hier vollkommen aus dem kollektiven Gedächtnis 
verschwunden. 9)

Transnationale Solidarität
Last but not least: Es kommt momentan auf internationale Solidarität an. Wie Mag 
Wompel in dieser Broschüre betont, liegt ein Grund dafür in der besonde- ren 
Schuldigkeit Deutschlands: Die Art und Weise, wie SAPs durchgesetzt wer- den 
und Schulden für deutsche Banken eingetrieben werden, ist insbesondere der 
deutschen Regierung zu verdanken. Die solidarische Forderung muss ein radika- ler 
Schuldenerlass sein. Dabei geht es nicht darum, Staatsökonomien zu retten, 
sondern darum, der Parole „Wir zahlen nicht für eure Krise!“ endlich Taten fol- 
gen zu lassen. Die Regierungen des kapitalistischen Zentrums und die Banken 
schaffen es gerade vorzüglich, die Krise auf dem Rücken der Arbeiter_innen aus- 
zubaden. Eine Entschuldung würde die Krise nicht beenden, sie würde sie aber zu 
den Verursachern zurücktreiben. Was dann geschähe, ist allerdings vollkommen 
offen.
Ein zweiter, wesentlicher Aspekt der Solidarität ist der hoffentlich deutlich ge- 
wordene Punkt, dass sich die Arbeitsbedingungen wie auch die Widerstände glo- 
bal ähnlicher werden. Wir stehen in einem gewissen Punkt vor der Vollendung des 
Kapitalismus, der Schaffung einer globalen Arbeiterklasse, die nun auch po- tentiell 
gemeinsam agieren kann. Dahin ist sicherlich noch ein weiter Weg, aber dieser 
muss erst mal begonnen werden.
Marcel van der Linden hat in seinem Werk „Workers of the World“ (2008: 281f.) 
eine neue Phase des Internationalismus hervorgehoben, den „transnationalen 
Internationalismus“, der sich dadurch auszeichne, dass die Ge- werkschaften sich 
von ihrer innerorganisatorischen Autokratie genauso verab- schieden wie von ihrem 
Staatskorporatismus und sich auf die Möglichkeit von Streiks und Boykotten 
konzentrieren – Forderungen und Erwartungen, die mit dem Syndikalismus 
konform gehen. Im Sinne des Transnationalismus der heuti-

9) Es ist zu betonen, dass es diese durchaus gab, am offensichtlichsten in den sogenannten
„Ausländerstreiks“ der 1970er Jahre. Aber es gibt kaum eine Tradition oder gar eine gemeinsame 
Erinnerung daran. „Streik“ ist hierzulande etwas, was von Funktionären organisiert wird und nur eine 
vergleichsweise geringe demokratische Eigeninitiative erfordert. Es gibt allerdings Ausnahmen, wie etwa 
im Streik bei Gate Gourmet 2005/2006.
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gen globalen Arbeiterklasse sieht er weiterhin als Bedingung für diese Solidarität, 
keinen eurozentrischen und männlichkeitsfixierten Klassenbegriff mehr voraus- 
zusetzen.
Die globale Arbeiterklasse, die die Revolution machen kann (ohne dass das be- 
deutet, dass sie sie notwendig machen wird) besteht aus dem Leiharbeiter in 
Deutschland, der erwerbslosen Akademikerin in Spanien, dem landlosen Bauern 
in Ägypten, der chinesischen Wanderarbeiterin, dem streikenden Migranten in 
Italien, der griechischen Staatsangestellten und dem subalternen Jugendlichen in
Großbritannien. Zweifellos sind „die Arbeitslosen, die ‚Ausgeschlossenen‘ Proleta-
rier, […] ihr Verhältnis zum Kapital durch den Widerspruch der Ausbeutung be- 
stimmt […]“ (R.S. in Freundinnen und Freunde der klassenlosen Gesellschaft 2006: 
32). Es ist im Sinne einer transnationalen Solidarität wichtig, das hervorzu-
heben: Auch wenn uns die Mittel nicht gefallen, auch wenn keine Forderungen 
formuliert wurden, die Riots in England sind Teil unserer gemeinsamen globalen 
Revolte. Was Karl Marx im Manifest der Kommunistischen Partei über „die
Kommunisten“ sagte, sollte erst recht für libertäre Kommunist_innen gelten: „Sie
haben keine von den Interessen des ganzen Proletariats getrennten Interessen. Sie 
stellen keine besonderen Prinzipien auf, wonach sie die proletarische Bewegung mo- 
deln wollen“ (MEW 4: 33f.). Man kann (und sollte) den „subalternen Arbei- 
ter_innen“ („subaltern workers“, Marcel van der Linden) kein Rezept mit Metho- 
den und Forderungen vorlegen, das ihrer Situation und ihren Möglichkeiten ein-
fach nicht adäquat ist. Bezüglich der Riots in England ist die richtige Reaktion 
weder Verurteilung noch Lobpreisung, sondern praktische Solidarität.
Firoze Manji (2011: 41) betonte im Interview: „Revolutionen schaffen auch eine
Veränderung des Einzelnen […] der Moment, in dem Menschen erfahren, dass tat- 
sächlich etwas anders sein könnte, verändert auch sie selbst“. Die Riots in England 
haben nur vordergründig nichts verändert, sie haben den Revoltierenden viel-
leicht wenigstens gezeigt, dass sie eine Macht entwickeln können. Aus der Erfah- 
rung der eigenen Mächtigkeit kann etwas Positives entstehen. Ramin Taghian
beschreibt dies anhand der ägyptischen Revolution: „Auf einen Schlag“ habe sich
das „Bewusstsein von Millionen“ verändert:

„Die Angst vor dem Regime transformierte sich in Wut, politische Lethar- 
gie in das Gefühl von Solidarität und Verantwortungsbewusstsein für das 
eigene Handeln und die politische Relevanz jedes/r Einzelnen für gesell- 
schaftliche Veränderung trat hervor. Genau dies machte es zu einer echten 
Revolution“ (Taghian 2011)!
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Eine Revolte kann ein Riot im Bestehenden sein, unter denselben Bedingungen 
kann sich aber auch eine revolutionäre Situation entwickeln. So in Griechenland: 
„Nun aber, nach all diesen kollektiven Erlebnissen, nach all dem, was in den letzten
Jahren passiert ist, dem kollektiven Widerstand im Dezember 2008, haben wir auch 
ein neues Selbstbewusstsein gefunden […]“ sagt die Aktivistin Evangelina im Inter- 
view (RaGeo 2011). Es kommt keine plötzliche Erleuchtung von außen, die die
Menschen revoltieren lässt, sondern in der Revolte entstehen die Bedingungen der 
Revolte. Auch aus den Erfahrungen der aktuellen wirklichen Bewegung folgt,

„dass sowohl zur massenhaften Erzeugung dieses kommunistischen Be- 
wusstseins wie zur Durchsetzung der Sache selbst eine massenhafte Verän- 
derung der Menschen nötig ist, die nur in einer praktischen Bewegung, in 
einer Revolution vor sich gehen kann; dass also die Revolution nicht nur nötig 
ist, weil die herrschende Klasse auf keine andre Weise gestürzt wer- den kann, 
sondern auch, weil die stürzende Klasse nur in einer Revolution dahin 
kommen kann, sich den ganzen alten Dreck vom Halse zu schaffen und zu 
einer neuen Begründung der Gesellschaft befähigt zu wer- den“ (MEW 3: 
70).

Open End
Marx‘ Erdbebenvergleich mag nur begrenzt zutreffen, die Metapher wird aller- 
dings heute noch ähnlich verwendet. „Eine wirkliche Revolution […] läßt sich e-
bensowenig organisieren, wie ein Erdbeben oder eine andere Naturkatastrophe“
schrieb Rudolf Rocker 1952 (Rocker 1952: 18f.). Es ist ein zynischer Treppen- 
witz, dass die Krise mit einer Naturkatastrophe zusammenfällt, die den historisch 
größten Super-GAU in der Geschichte ausgelöst hat. Freitag-Chefredakteur Ja- 
kob Augstein bezeichnete die britischen Riots auf Spiegel Online als „soziales 
Fukushima“. Der Vergleich hat einiges: Die Riots haben Großbritannien über- 
rascht wie ein Tsunami, obwohl in beiden Fällen bei größerer Umsicht das Kom- 
men der Katastrophen vorhersehbar gewesen wäre. Die englischen Riots als Zei- 
chen eines kommenden Aufstands hochzujubeln, wäre nun ähnlich, wie sich über 
den GAU von Fukushima zu freuen, weil er einen Atomausstieg eingeleitet oder 
zumindest vorangetrieben hätte. Kaum jemand käme auf die absurde Idee, aus 
einem solchen Grunde „klammheimliche Freude“ über einen GAU zu äußern. Und 
dennoch: Objektiv hat dieser GAU den Atomausstieg vorangebracht.
Das bedeutet aber noch keineswegs, dass das „soziale Fukushima“ – das vielmehr 
die Wirtschaftskrise selber ist als ein Riot - dies auch vermag. Bleiben wir in dem 
Bild mit dem Atomausstieg, so ist doch den meisten Atomkraftgegner_innen
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klar, dass es sich hier um einen halbherzigen Ausstieg handelt, der am liebsten 
weiter Atomkraft aus anderen Staaten bezieht, und selbst wenn nicht, ein ökono- 
misch-ökologisches Zwangsregime als Alternative vorstellt, dem Biosprit wichti- 
ger ist als die Ernährung und das das Land von Menschen ursprünglich akkumu- 
liert, um Windräder oder Sonnenkollektoren darauf zu bauen – und damit 
gleichzeitig weiterhin zahlreiche Menschen proletarisiert. Die „Gefahren der Re- 
volution“ (Rocker 1952a) bestehen aber durchaus nicht nur in den oben beschrie- 
benen Interventionen der herrschenden Klasse – zwangsweise Durchsetzung von 
Sozialabbau, Prekarisierung und Proletarisierung in Südeuropa, neuer Faschismus 
wie in Ungarn, Krieg wie in Jugoslawien oder Libyen, Chomeinis Konterrevoluti- 
on während der iranischen Revolution 1979 – und auch keineswegs vorrangig in 
den Befürchtungen der bürgerlichen Linken, die Neusten Sozialen Bewegungen 
würden sich in Arabien von Islamist_innen oder in Westeuropa und USA von der 
Rechten oder von Esoteriker_innen und Verschwörungstheoretiker_innen 
vereinnahmen lassen. Vielmehr ist es (zumindest in Deutschland) auch der Zu- 
stand dieser Linken, die eine Gefahr für die Revolution wird: Das reicht von ei- 
nem erneuerten Marxismus, der keine emanzipatorischen Kraft mehr hat, nicht 
mal in einer autoritären Variante (Stichwort „Neue Marx-Lektüre“) über die 
weitgehende Skepsis oder auch dem Desinteresse gegenüber jeglicher wirklichen 
Bewegung als einem „gefährlichen Mob“ der als „strukturell antisemitisch“ diffa- 
miert wird oder als soziales Phänomen uninteressant sei, da die sozialen Probleme 
nur die unbedeutende Spezies Mensch beträfen, bis hin zu einer neuen Schicksals- 
gläubigkeit, die die Hoffnung auf Veränderung in einen „naturwissenschaftlichen 
Materialismus“ verschiebt, nachdem uns unsere geschlechtliche Identität und auch 
der Wille zur Freiheit biologisch eingeschrieben seien. Eine so konstituierte Linke, 
die keine alternative Ökonomie formulieren kann, keine gemeinschaftli- che 
Erfahrung vorweisen kann bzw. diese sogar von sich weist und in die Biologie 
vertraut, darf sich nicht nur nicht wundern, dass sie in den Bewegungen nicht 
reflektiert wird und nicht willkommen ist, sie ist sogar eine Gefahr für die poten- 
tielle Revolution.
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Tahrirplatz, Puerta del Sol, Wall Street…
wo bleibt Mainhatten?

Mag Wompel

1. Wir zahlen nicht für Eure Krise…. oder doch?
Seit fast zwei Jahren gehen – immer weniger - Menschen in Deutschland auf die 
Strassen unter dem Motto „Wir zahlen nicht für Eure Krise“. Gezahlt wurde 
dennoch… Als Mensch mit Job mit Lohnverzicht und Arbeitsverdichtung, als 
Steuerzahler für Bankenrettung, Subventionen, Kurzarbeit und Abwrackprämie, 
als Konsument für Preiserhöhungen und Zuzahlungen beim Arzt etc. Alles in der 
Hoffnung, den Arbeitsplatz zu erhalten oder einfach unfreiwillig. Denn es geht die 
Angst um. Angst um das angeblich alternativlose Mittel zur Existenzsiche- rung: 
Angst um den Lohnarbeitsplatz. Eine (noch?) vielfach verdrängte Angst, denn 
nicht nur Staaten, Banken und Konzerne, auch jede/jeder Lohnabhängige hofft in 
diesem verschärften Verdrängungswettbewerb, zu den Gewinnern der Krise zu 
zählen. Alle überschlagen sich im Reparaturbetrieb (und viele Linke im 
Humanisierungsbetrieb) des Kapitalismus, obwohl dieser – gerade deswegen – 
wunderbar funktioniert: Für die Reichen.
Dass es nichts zu Erhoffen gibt, keine Belohnung nach den Entbehrungen, keinen 
Dank für den Verzicht, zeigt das aktuelle „Wirtschaftswunderland“ Deutschland. 
Jobwunder nur als befristeter Sklave oder „Aufstocker“, Aufschwung nur für das 
Kapital, nicht für die Lohntüte. Es ist spätestens jetzt klar: Die Krise und die 
Sparzwänge dienen als erneuter Vorwand für weiteren Sozialabbau gerade bei den 
Überflüssigen und Ausgestoßenen.
Nun, wo die Schulden der Bankenrettung „verbieten“, dass noch nicht einmal die 
Verzichtsleistungen der gewerkschaftlich geschützten Stammbelegschaften be- 
lohnt werden, kommt Enttäuschung auf. Wir verzeichnen die höchste gemessene 
Arbeitsunzufriedenheit aller Zeiten – und dies obwohl sich kaum jemand psycho- 
logisch leisten kann, mit dem „Privileg“ eines Arbeitsplatzes unzufrieden zu sein. 
Dennoch regt sich kaum Widerstand, höchstens gegen drohenden Arbeitsplatz- 
abbau oder verbal am Stammtisch und jeder leidet in sich hinein.
Allerdings offensichtlich nur in Deutschland. Ägypten, Tunesien, Libyen, Jemen, 
Griechenland, Spanien und nun Israel sowie England… und selbst in den USA 
(erst Wisconsin u.a. und nun die Wall Street-Bewegung) gibt es politisch und/ 
oder sozial motivierte Unruhen. Wenn auch (noch?) weniger ausgeprägt, vermeh- 
ren sich auch in Portugal, Italien und Frankreich die Proteste v.a. junger Men- 
schen. Worum kämpfen diese und warum nicht wir?
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2. Empörung worüber und wofür?
Was sich im arabischen und mediterranen Raum aktuell regt, ist eine auch für 
Linke vollständig neue Bewegung: Partei- und ideologiefrei, meist gewerkschafts- 
kritisch, eher moralisch situativ – und doch hoch politisch. Entstanden als Demo- 
kratiebewegung für Werte der Freiheit, Gerechtigkeit und Würde – wie unter- 
schiedlich auch immer diese enttäuscht/verletzt wurden (Hunger, Despotie, Ar- 
mut, Perspektivlosigkeit) – ging es schon immer auch um materielle Absicherung 
im Sinne der Freiheit von Existenzangst. Nicht nur in Spanien, wo die bestausge- 
bildete Jugend der Geschichte rebelliert, steht dem Versprechen der Marktwirt- 
schaft auf alle Optionen nur eine Sicherheit gegenüber: die schlechterer Start- und 
Lebensbedingungen als ihrer Elterngeneration. Nicht nur die spanische Ju- gend 
sieht für ihre unter harten Wettbewerbsbedingungen erworbene Überquali- 
fikation keine Zukunft, weil ihre Leistungsbereitschaft nicht belohnt wird (und 
beim gegenwärtigen Stand des Kapitalismus auch gar nicht mehr für alle belohnt 
werden kann).
Erst gibt es Arbeitsplätze – zu sinkenden Einstiegsbedingungen – nur für gratis 
praktikumsgetestete Uniabsolventen, dann steigen die Studiengebühren, um eben 
dieses Studium zu erschweren. Gleichzeitig schrumpfen alle Auffangnetze für die 
– trotz dem überbordenden Zwang zur Anpassung und Selbstoptimierung - 
„selbstverschuldeten“ Loser.
Diese Enttäuschung schlägt sich (leider nicht in Deutschland) in weitgehender 
parlamentarischer Stimmverweigerung und Ablehnung aller politischen Stellver- 
treter aus Parteien und Gewerkschaften nieder („Sie sollen alle abhauen“ ähnlich 
Argentinien 2001). Dies lässt hoffen, dass diese Bewegungen diesmal schwer par- 
teiförmig zu kanalisieren sind. Doch dem selbstbewussten Einklagen bedingungs- 
loser (!) Rechte auf Wohnen, Gesundheit, Bildung, Kultur – halt aller öffentli- 
chen Güter (Commons), wie sie z.B. im Manifest von „Democracia Real Ya“ ge- 
fordert werden – stehen mehrheitlich ein tiefer Glaube in demokratische Grund- 
regeln und wahlpolitische Forderungen gegenüber.
Dennoch: Vor allem die spanische (und wohl auch die griechische) Bewegung der 
„Empörten“ hat alles, was ein linkes Herz höher schlagen lässt: Jugendproteste, 
denen sich schnell auch Erwachsene – berufstätig wie erwerbslos – anschließen, die 
sich schnell und offenbar dauerhaft im ganzen Land ausbreiten und sich die 
öffentlichen Räume wieder aneignen sowie die im Prozess des Protestes (endlich!) 
Verhaltens- und Umgangsformen üben (Selbstverwaltung und Basisdemokratie 
bis hin zur Selbstermächtigung), die in eine nichtkapitalistische Gesellschaft ver- 
weisen. Neben der Hoffnung auf Stabilität und Erfolg dieser Bewegung bleibt die 
Frage, warum sie – trotz ähnlicher sozialer Bedingungen – sich nicht auf alle eu- 
ropäischen Länder ausweiten.
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3. Deutschland:
Insel der Seligen im Tal von „Blut und Tränen“?

In der Tat sieht es überall in Europa gleich aus: Es hat den Anschein, also ob der 
ideelle Gesamtkapitalist erst alle Grundlagen für Sicherheit und Solidarität in der 
Arbeiterklasse zerstörte – dies in den Anfängen des sog. Neoliberalismus, vermit- 
telt durch schlanke Produktion und schlanken Staat – um sich nun brutalst der 
Überflüssigen, nicht mehr Benötigten zu entledigen. In Kauf genommene Auf- 
stände und Riots dagegen bieten hierzu einen zusätzlichen und willkommenen 
Anlass. Und verängstigte (und verbliebene) Mittelschichten nehmen dies als zu- 
mindest vorübergehende Milderung ihrer eigenen Konkurrenzsituation wahr…
Ging es dem Kapital in den 70er und 80er Jahren darum, aus der Verweigerung 
gegen das fordistische Fabrikregime neue, flexible und individualisierte Verwer- 
tungsstrategien zu generieren und ein stabiles Prekariat zu etablieren, scheint es 
nun darum zu gehen, die nicht flexiblen und nicht verwertbaren Lohnabhängigen 
komplett auszuschließen, ohne dadurch die Wettbewerbsbedingungen der 
verbleibenden „produktiven“ Klassenteile zu verbessern. Die dauerhafte und ver- 
festigte Exklusion des Prekariats aus der Arbeitsgesellschaft bedeutet - allen Pos- 
tulierungen ihres Endes zum Trotz mehr denn je – auch die Exklusion aus jegli- 
cher Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Denn zum Druck und Zwang des sich 
verkleinernden und deregulierten Arbeitsmarktes kommen – quasi als globale 
Agenda 2010 - Druck und Zwang des Spardiktats im sozialen Bereich. Eine wahre 
Schocktherapie. Dass dabei Revolten zum Druckabbau mitgedacht wurden, zei- 
gen die steigenden Ausgaben für die Aufrüstung im Innern: Dafür ist – ebenso wie 
für die Banken – immer genug Geld da.
Doch: Allen täglichen Erfahrungen in Familie wie Freundeskreis zum Trotz sitzt 
verdammt verfestigt, dass jeder selbst schuld an seinem Misserfolg sei. Zu schön 
und hoffnungsfroh war die überall und tagtäglich auf uns einschlagende Botschaft 
des flexiblen Kapitalismus: Jeder hat eine Chance! Und egal wie unwahrschein- 
lich, erscheint eine solche Chance den meisten immer noch realistischer, als eine 
noch so verlockende, aber ungewisse antikapitalistische Alternative.
In diesem Zusammenhang – und verstärkend – ist die regelrechte Wiederaufer- 
stehung der sozialpartnerschaftlichen Gewerkschaftspolitik in der Krise zu sehen. 
IG Metall wie DGB rühmen sich, mit ihren Ideen von Kurzarbeit und Abwrack- 
prämie – beides steuerfinanziert – die Folgen der Krise (für die Stammbelegschaf- 
ten) gemildert und zum „Wirtschaftswunder“ Deutschland beigetragen zu haben. 
Das undifferenzierte „Wir in Deutschland“, das die Gewerkschaftsapparate dabei 
führen, hilft auszublenden, dass hiervon fast nur das Kapital profitiert. Für die 
Lohnabhängigen ist solche Politik national wie international unsolidarisch und 
spaltend: (Deutsche) Jobs retten durch Protektionismus, Jobs retten durch Bin- 
nennachfrage - trotz Lohnsenkung – die Liste ließe sich lange fortsetzen. Die
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(mehr oder minder) bewusste Entscheidung wird zwischen der „Rettung“ der 
immer weniger zur Existenzsicherung ausreichenden Jobs (hier!) und der Lebens- 
qualität der lohnabhängigen Menschen (überall) getroffen. „Unsere Jobs“ und 
„unsere Exporte“ zu Lasten wessen Jobs und v.a. Lebensbedingungen? So umge- 
setzt stärkt die Finanzkrise das Kapital und schwächt die Arbeiterbewegung.
Die Kosten der Krise trugen entsprechend v.a. Leiharbeitnehmer und sonstige sog. 
„atypische“ Lohnabhängige und nur hier ist – seit dem angeblichen Ende der Krise 
– der ebenso angebliche Aufschwung auf dem Arbeitsmarkt zu verzeichnen. Für 
alle anderen Lohnabhängigen zeigt sich diese Krise „lediglich“ als eine Ver- 
schärfung der ständigen Krise im kapitalistischen, lohnabhängigen Alltag, in dem 
jeder – auch Linke! – hofft, sich irgendwie durchwursteln und retten zu können. 
Durch diese Hoffnung haben auch viele Linke die Politik der Gewerkschaftsap- 
parate mitgetragen: Die Milderung schlimmster Auswüchse (auf Steuerkosten) 
sowie Appelle an Moral und Dankbarkeit von Kapital und Staat und schließlich 
die (zähneknirschende) Akzeptanz der angeblichen Sachzwänge. Nie aufgegeben 
wurde dabei die Fixierung auf die Lohnarbeit als integrative Vergesellschaftungs- 
instanz. Was dem DGB „Vollbeschäftigung“ (fast schon egal, ob existenzsichernd, 
ob durch Rüstungsexporte, zu wessen Lasten…), ist jedem einzelnen lohnabhängi- 
gen Menschen die „Übernahme“ in einen der schwindenden „regulären“ Arbeits- 
plätze: Die berühmte Karotte vor dem Esel!
Hinzu kommt: Im Gegensatz zu den übrigen europäischen Ländern – die beim 
Abbau ihrer Wohlfahrtssysteme sehr wohl vom deutschen Modell der Hartz- 
Gesetze lernen – gibt es bei uns zudem ein noch relativ flächendeckendes System 
eines familiär begründeten sozialen Netzes. Während in Frankreich, Spanien, 
Italien und Großbritannien die Sparmassnahmen und Kürzungsorgien zuneh- 
mend ein Auffangen durch die Eltern verunmöglichen (Lohn- und Rentensen- 
kungen bei gleichzeitigen Steigerungen aller Lebenshaltungskosten), gibt es bei uns 
noch (!) Rücklagen aus den – vermeintlich – „goldenen 70ern“ und „reiche 
Rentner“ aus der Sozialisierung der Kosten des Strukturwandels (Zechen, Stahl). 
Diese „Puffer“ gehen aber allmählich zu Neige...

4. Empören, aber richtig!
Dass die Finanzkrise einen weiteren Vorwand zur Lohnsenkung und Sozialabbau 
liefert, war absehbar. Unterschätzt wurde vielleicht, wie reibungslos die Troika aus 
IWF, EZB und EU ihre Krise als Disziplinierungsinstrument benutzen, um 
Staaten, Länder und Kommunen zu weiteren – „alternativlosen“ – Privatisierun- 
gen und Flexibilisierungen des Arbeitsmarktes sowie Ausgabensenkungen im 
öffentlichen und sozialen Bereich zu bewegen. „Blut und Tränen“ (Berlusconi) 
kommen nicht nur auf Italien zu – sie sind europäisches Programm! Dies wird 
zwar von der deutschen Regierung maßgeblich diktiert, richtet sich aber auch
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gegen die Lohnabhängigen hier. Das EU-Konstrukt zeigt endgültig sein wahres 
Gesicht als undemokratisches Europa des Kapitals.
Die Art und Weise, wie unverschämt die Rettungspakete durchgesetzt und wie 
brutal die Sparmassnahmen durchgezogen werden, steht dabei im Einklang mit 
dem seit über zehn Jahren erfolgreichen Selbstbewusstsein der Herrschenden, uns 
noch nicht mal anständig belügen zu müssen. Zusammen mit der Abgeklärtheit, 
mit der auf bisher jeden Protest mit Grundrechtsverschärfungen geantwortet 
wurde, entsteht der Eindruck, dass die Proteste – im gewissen Rahmen – von 
Vornherein in Kauf genommen wurden: Als Test für die Zumutbarkeit der re- 
pressiven Maßnahmen, als kurzfristiger Dampfablasser und nicht zuletzt als er- 
neuter Grund für weitere Kontrollen und Repressionen.
Doch die Zumutbarkeit lebt von der Akzeptanz. Bei aller breiten Empörung über 
die Bankenrettung wurde sie – ebenso wie die „Beruhigung der Märkte“ statt ihrer 
fundamentalen Änderung - als alternativlos hingenommen und die nun 
folgerichtigen Spardiktate erst recht als Sachzwang akzeptiert. Weiß doch jeder, 
der einen Haushalt führt, dass das Geld nur einmal ausgegeben werden kann… - zu 
gut hat die Propaganda gegriffen, die Staatshaushalte mit der schwäbischen 
Hausfrau gleichsetzt.
So kommt es, das nicht unsere bedingungslosen Bedürfnisse und Rechte zum 
Sachzwang werden, sondern die dem entgegen gesetzten Sparzwänge zugunsten 
des Kapitals. Es wäre die Aufgabe der Linken, zu erinnern, dass die Menschen 
Güter und Infrastruktur brauchen, weder Lohnarbeit, noch eine „Realwirtschaft“, 
die sich um diese Bedürfnisse nicht kümmert und keine Pro- duktionsweise, die 
diesen Bedürfnissen entgegensteht. Unsere – solidarischen – Bedürfnisse sind 
unser Sachzwang. Da eine Revolution, die der Verelendung be- darf, keine 
emanzipatorische sein kann, heißt unser „Sachzwang“ internationaler Widerstand 
und politische Streiks gegen Spardiktate wie gegen den Zwang zur Privatisierung.
Die Kapitalseite ist gegenwärtig besonders stark auf die Akzeptanz ihrer Sach- 
zwänge angewiesen, was unsere Chancen für eine grundlegende Veränderung 
durch Widerstand eigentlich so stärkt, wie schon lange nicht mehr – doch nur,
wenn das „wir“ nicht mehr als Deutschland des Kapitals begriffen wird. Wir sit-
zen eben nicht in einem Boot, auch wenn es die DGB-Apparate immer noch so 
unterstellen.
Das erste Gebot für die international solidarische Linke in Deutschland – unab- 
hängig von der hiesigen (Mobilisierungs)Lage - lautet daher, eine bedingungslose 
Streichung der Schulden der Krisenländer der EU zu fordern und damit dem 
Zwang zu Sparmassnahmen den Boden zu entziehen. Warum wir? Weil diese 
Schulden einerseits dem europäischen Lohndumper und Exportmeister Deutsch- 
land zu „verdanken“ sind und weil deutsches Kapital (nicht nur deutsche Ban-
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ken) auch noch von den Schulden profitiert.
Aber: Kapitalismus und Repression leben nicht nur vom Akzeptieren, auch vom 
Mitmachen. „Wir sind keine Systemfeinde, das System ist feindlich uns gegen- 
über“, steht auf einem der Plakate in Madrid. Während die Proteste in Großbri- 
tannien als Plünderer und Randalierer entpolitisiert werden, tut es scheinbar die 
spanische Jugend selbst, wenn ihre Empörung ausschließlich auf enttäuschten 
Hoffnungen und verletztem Gerechtigkeitsempfinden basiert.
Lediglich enttäuschte – und damit kanalisierbare - Hoffnung auf Gerechtigkeit im 
Kapitalismus wäre auch für – zu erhoffende – Proteste in Deutschland eine 
beschränkende Motivation. Sie lässt sich nur umgehen, wenn Linke über ihren 
ideologischen Antikapitalismus hinaus endlich damit aufhören, den kapitalisti- 
schen Alltag stillschweigend als notwendigen „Sachzwang“ zu akzeptieren. Denn 
eine Linke, für die sich Antikapitalismus auf theoretische Kritik beschränkt, die in 
ihrem Alltagshandeln aber die kapitalistischen Verhältnisse wie selbstverständ- 
lich mitreproduziert, bietet keinen praktischen Ansatz für die Entlarvung kapita- 
listischer Versprechen und dadurch tatsächlich emanzipatorische Prozesse. Oder 
anders ausgedrückt: Individuelle Verhaltensänderung ohne Systemkritik ist nicht 
genug, aber rein theoretische Systemkritik ist so wirkungsvoll wie Thekenge- 
schwätz.
So kommt es einerseits darauf an, dass die Proteste nicht zu erneuten Illusionen in 
das Stellvertretertum der Politik münden (aktuell die Erfolge der Piratenpartei 
trotz angeblicher „Repräsentationskrise“), andererseits vor allem darauf, die auf 
den Plätzen erprobten solidarischen und demokratischen Umgangformen aus der 
Ausnahmesituation des Protestes in den (beruflichen) Alltag zu übertragen und 
zwar bereits jetzt, im Kapitalismus. Ich bin sicher: postkapitalistisches Verhalten 
muss es gerade im Kapitalismus geben, oder dieser hört nie auf.
Denn die Macht des Kapitalismus über Produktion wie Konsum, die Ökonomi- 
sierung unserer Gefühle und Bedürfnisse, unserer Kommunikation und zwi- 
schenmenschlichen Beziehungen muss – gerade in dieser Krise – gebrochen wer- 
den und zwar nicht nur auf den Plätzen, auch in jedem Alltagshandeln. „Whose 
Street? Our Street“ (Besetzer der Wallstreet) ist richtig und eigentlich banal, be- 
inhaltet jedoch wahrhaft revolutionäre Sprengkraft. Statt „Wir zahlen nicht für 
Eure Krise“ sollte es daher vielleicht heißen „Behaltet die Krise, uns gehört der 
Rest“ (99 Percent)“.
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Die Krise zwischen Krieg und Revolte
Thesen zum ägyptischen Aufstand und zum libyschen Bürgerkrieg 
Gerhard Hanloser

Vorläufige Thesen zum Aufstand in Ägypten
1. The revolution will not be facebooked.
Die Revolution spielt sich nicht in virtuellen Welten ab. Sie benötigt einen städti- 
schen, zentralen und symbolisch aufgeladenen Platz, der gefüllt, belebt und vertei- 
digt wird. Ohne massive Präsenz und Kämpfe von Massen, die sich aufeinander 
verlassen können und die im Kampf, in der Organisation, im Leiden zusammen- 
geschweißt werden, kann eine alte Ordnung nicht gestürzt werden. Der Tahrir- 
Platz ist der Mons Sacer der ägyptischen Plebs.

2. Mehr als eine Citoyen-Revolte.
Es geht um mehr als um Freiheit und Demokratie. Hintergrund der Revolte wa- 
ren wesentlich auch die Teuerungen der Lebensmittel, die weltweite Inflation, die 
Krise, die Chancenlosigkeit der prekären Jugend. Entgegen den Medienbildern 
spielten die ArbeiterInnen eine wichtige Rolle im Verlauf der Revolte. Die Mili- 
tärs in Ägypten drängten in dem Moment auf einen Rückzug Mubaraks, als die 
ArbeiterInnen auftauchten und streikten.

3. Das Ausbleiben der Grenzträger.
Es gab keinen Menenius Agrippa, der die Massen aufs organizistische Staatsver- 
ständnis einschwören konnte. Auch nicht auf andere Ideologien. El Baradei spiel- 
te für die Revolte keine Rolle. Auch die Muslimbrüder verstanden sich zwar aufs 
Organisieren, Helfen, Heilen, doch ein Gottesstaat oder auch nur eine Festigung 
religiös begründeter autoritärer Lebensverhältnisse ist nicht das Ergebnis der Re- 
volte. Doch das Versagen der Grenzträger der Macht hat keine neue historische 
Figur machtvoll werden lassen. Es gibt keinen ägyptischen Lenin. Dies bedeutet 
dennoch wenig Grund zur Freude für undogmatische Linke. Denn anstelle von 
Massenräten organisiert der Militärrat den „Übergang“. Er ist kein Grenzträger, er 
ist die Macht selbst. Panzer, nicht umsonst sowjetische T-62, haben in der ers- ten 
Phase die Massen paternalistisch vor den Gangs des Despoten beschützt, um sie 
dann von dem besetzten Platz zu drängen. Mittlerweile herrschen die Panzer: die 
Militärdiktatur foltert, unterdrückt, massakriert.

4. Ambivalenzen der Offenheit.
Das Ende der Mubarak-Diktatur ist besiegelt, nun beginnt der Umbau. Welche 
Form von Entwicklung in Ägypten Platz greift, ist offener als es sich religiös-
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fundamentalistische Kräfte des Totalitarismus wünschen, es ist aber auch offener 
als es die demokratieseligen Verteidiger der Reform wünschen. Für uns – die un- 
dogmatische Klassenlinke - ist sie jedoch zu wenig „offen“: Die klassenbewussten 
Kräfte sind gegenwärtig noch zu schwach, um eine andere Welt jenseits des vor- 
herrschenden Kapitalismus auf den Plan zu rufen. Die Prozesse der Infitah, der 
Öffnung ins Kapitalistische, könnten auf ganz anderem Niveau durchgesetzt wer- 
den. Auch ist noch unklar, ob das religiöse Sektierertum einen festen Platz im 
Arsenal der Konterrevolution einnehmen wird und dabei auch im Stande sein 
könnte, von unten aufgegriffen zu werden und die Revolte von innen heraus zu 
zerstören.

5. Glanz und Elend der Medien.
Computer und Internet haben die Massen vernetzt, ihnen aber keine klare politi- 
sche Stimme gegeben. Die neue Prawda heißt Al Jazira, Wahrheit verkündet man 
auch da nicht. Viele westliche Medien haben die Bilder der Revolte übertragen, 
doch sogleich zum Spektakel erhoben und durch falsche historische Parallelen 
(1989) ein verzerrtes Bild vermittelt.

6. Und ewig der Nahost-Konflikt.
An einem Überspringen des Revolte-Funkens hatten aus nachvollziehbaren 
Gründen auch die Herrschenden im Westjordanland und im Gaza-Streifen kein 
Interesse. Eigenständige Bezüge auf die Revolte wurden zuerst im eigenen Herr- 
schaftsbereich unterbunden, später kooptiert (durch Hamas) und zu der Front- 
stellung „arabische Massen kontra Israel“ verschoben. Damit wurde nicht nur die 
alte Feindbildkonstruktion gegen eine verallgemeinerte Revolte gegen unhaltbare 
Lebensumstände gestellt, sondern man konnte auch an den Schwächen der ägyp- 
tischen Revolte ansetzen, wenn Mubarak nur und vorrangig als Kollaborateur mit 
Israel und den USA angegriffen wurde. Quantität kann hier in (schlechte) Quali- 
tät umschlagen und Kritik imperialistischer Politik zur antiimperialistischen I- 
deologie gerinnen.
Vice versa war die Bekundung einer angeblichen Gefahr Israels die außenpolitisch 
argumentierende und instrumentell eingesetzte Bekundung, die alte Ordnung 
nicht zu schnell stürzen zu dürfen. Das Schreckensbild des fanatisierten, antisemi- 
tischen arabischen Mobs diktiert und grundiert diese Ideologie.
Die Proteste in Israel gegen die hohen Lebenshaltungskosten und besonders die 
Mietentwicklung weisen in eine andere Richtung. Israel findet Anschluss ans 
Aufbegehren. „Von den Fellachen lernen“ war eine schnell gestorbene früh- 
zionistische Bekundung, als viele jüdische Einwanderer noch sozialistisch ge- 
stimmt waren und als ArbeiterInnen und Bauern/Bäuerinnen ihre Nation auf- 
bauen wollten. Jetzt lernen arabische und jüdische Israelis genauso wie die spani-
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sche Jugend von den arabischen Aufbrüchen. Arbeiter – Bauer – Nation sind keine 
Option mehr, nirgends. Es geht global um die sozialen Fragen als Fragen der 
Wiederaneignung des guten Lebens.

Vorläufige Thesen zum Bürgerkrieg in Libyen
1. Des Wahnsinns fette Beute.
In Libyen spitzte sich die revolutionäre Situation schnell zu einer Machtprobe und 
einem blutigen Verteilungskampf zu. Sowohl Gaddafi als auch seine Opposi- tion 
sind sich in den Mitteln des Verteilungskampfes einig: Die Macht kommt aus den 
Gewehrläufen.

2. Ein Schweinehund mehr.
Gaddafi ging eigentlich den entgegengesetzten Weg zu anderen Schweinehunden 
des Imperialismus. Die Taliban oder Saddam Hussein wurden erst vom Westen 
hofiert und unterstützt und dann bekriegt, anders der Verlauf bei Gaddafi: Er 
begann als antiimperialistischer Kämpfer, beerbte offiziell den Antifaschismus und 
Antikolonialismus, sorgte aber für eine rassistische Spaltung der libyschen 
Gesellschaft. Er war jahrelang einer der angefeindetsten Staatsmänner der südli- 
chen Hemisphäre, den man als Terrorist jagte. Aus Kalkül, Opportunismus und 
Machterhalt schwenke er zur Zeit des nur noch Freund-oder-Feind kennenden 
„Krieges gegen den Terror“ auf die Seite der imperialistischen Mächte ein. Er 
verdiente gut dank Öl- und Sicherheitsinteressen sowie den Migrationskontroll- 
bedürfnissen des Westens.

3. Der gute Krieg als Spektakel.
Das Spektakel schafft sich den Clown. Gaddafi ist der prototypische arabische 
Despot und Herrscher, wie ihn sich der Westen erhofft und wie er seinen orienta- 
listischen (Alp-)träumen entsprungen sein könnte. Er ist der Pappkamerad, den 
Sarkozy braucht, um schattenboxend sein ramponiertes Bild in der arabischen 
Welt aufzupolieren. Das Spektakel hat kein Gedächtnis, es ist pragmatisch: der 
Geschäftspartner von gestern kann der Erzfeind von morgen sein. Alle spielen in 
dieser Show die ihnen gebührenden Rollen: die sympathisch-dilettantischen Re- 
bellenhaufen, der blutrünstige Despot mit Familienanhang, die Generale mit 
humanitären Ansinnen. Doch das ist alles Schein. Die Filmspulen, die unpassen- 
de Wirklichkeit wiedergeben, werden schnell gelöscht: die rassistischen Übergrif- 
fe auf Schwarze durch die religiöse Parolen skandierenden Rebellen, die wie ernst 
auch immer gemeinten Waffenstillstands- und Verhandlungsangebote Gaddafis, 
die mordende Nato, die das Völkerrecht mal wieder in den Schmutz tritt und 
eindeutige Kriegspartei in einem Bürgerkrieg ist.
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4. Antifaschismus als Abziehbild.
Nichts Geringeres als der Spanische Bürgerkrieg musste von Seiten der Bellizisten 
bemüht werden, um zur großen Schlacht zu trommeln. Appeasement, Sonder- 
weg, München – das sind nur noch Begriffe auf dem Weg zum nächsten und 
ersehnten Krieg. Die fetischisierte Vergangenheit hat im Spektakel ihren festen 
Platz, die Lehren, die gezogen werden, orientieren sich immer an den Beutever- 
sprechungen der je aktuellen Sieger, niemals an den Erfahrungen und am Leiden 
der historisch Geschlagenen. Saddam Hussein musste mindestens der neue Hitler 
sein, in Jugoslawien musste man mindestens die Rampe von Auschwitz wieder- 
entdecken und der Bürgerkrieg in Libyen muss mindestens der klar antifaschis- 
tisch-faschistischen Frontlinie von 1936 entsprechen. Warum? Krieg braucht 
immer noch höchste ideologische Mobilisierung. Dies bewerkstelligt nicht mehr 
der Nationalismus, sondern der mit Lehren aus der Vergangenheit hantierende 
Supermoralismus des Staatsantifaschismus.

5. Krieg als Konterrevolution.
Der Nato-Krieg in Libyen ist Teil einer gegen die arabischen Aufstände gerichte- 
ten Konterrevolution. Der kraftvolle Aufstand in Tunesien und Ägypten ist in 
Libyen einem zähen Bürgerkrieg mit ausländischer Intervention und Manipulati- 
on und vielen, noch ungezählten Toten gewichen. Die reaktionären arabischen 
Regimes, die Arabischen Emirate, die Saudis, die frauenknechtenden, Ölrente 
verprassenden und ausländische Arbeitskraft ausbeutenden Herrschercliquen 
haben auf ein Abstrafen von Gaddafi durch die Nato gedrängt. Warum? Weil im 
Windschatten des Krieges die Könige, Emire und Sultane ihre Herrschaft stabili- 
sieren konnten und können. Saudi-Arabien intervenierte in Bahrain, die vereinig- 
ten Arabischen Emirate heuern präventiv Söldner zur Aufstandsbekämpfung an. 
Im Jemen und in Syrien werden die Leute zusammengeschossen. Bei Staatsmann 
Gaddafi (und nur bei diesem!) wird abgestraft, was andere Staaten ungestraft 
durchsetzen und vorbereiten: die Niederschlagung des Aufbegehrens. Wenn Da- 
vid Cameron jüngst erklärt: „This has not been our revolution, but we can be proud 
that we have played our part“, wird sich langfristig lediglich herausstellen, dass die 
ramponierte Doktrin der „humanitären Intervention” eine frühlingshafte 
Aufpolierung erhalten sollte. Auch die weitgehende militärische Abhängigkeit der 
Aufständischen von der Nato beim Niederringen Gaddafis wird selbstorgani- 
sierte Emanzipationsprozesse in Libyen erschweren.

6. Kriterien.
Sollen sich KritikerInnen des Bestehenden auf das klassische Völkerrecht bezie- 
hen? Dieses mag imperialistische Ansprüche einschränken. Es mag auch zwi- 
schenstaatliche Gewaltanwendung ächten. Das Völkerrecht hat aber außerhalb
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des Kriteriums der unantastbaren Staatssouveränität kein weiteres. Der Staat ist hier 
Subjekt. Der kategorische Imperativ zur Beurteilung der Weltpolitik kann sich so 
besser an Karl Marx orientieren: Radikal alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der 
Mensch ein beleidigtes, ein erniedrigtes, ein geknechtetes Wesen ist!

Zur Revolution in Ägypten

Interview mit Jano Charbel, einem Kairoer Journalisten, der über 
Arbeitskämpfe berichtet und sich als Anarchosyndikalist versteht

Wie würdest du die Klassenzusammensetzung des Aufstandes beschreiben? 
Und inwiefern war der Unmut über die ökonomische Situation eine Trieb- 
feder, auch wenn eher politische Forderungen im Mittelpunkt standen?
Der Aufstand begann, wie weithin bekannt ist, am 25. Januar. Das ist Ägyptens 
Polizeitag. Natürlich gibt es in der Bevölkerung eine große Abneigung gegenüber 
den Polizeikräften. Am 25. war es in erster Linie die Jugend, die auf die Straße 
gegangen ist, obwohl auch ältere Leute dabei waren. Die Proteste, zu denen auf 
Facebook aufgerufen worden war, fanden in Städten im ganzen Land statt. Ich war 
zu diesem Zeitpunkt in Alexandria und dort haben etwa 20.000 Menschen 
demonstriert, aber die Zahlen in Kairo waren viel höher, aber da ich nicht dort war, 
kann ich nicht wirklich von der Zusammensetzung der Demonstranten am ersten 
Tag erzählen. Als ich um 1 Uhr morgens in Kairo ankam, war der Tahrir- Platz 
bereits geräumt, aber es haben noch mehr als 10.000 Leute demonstriert, da dachte 
ich: Das ist etwas ganz Großes. Ich hatte so große Proteste seit dem Krieg gegen den 
Irak nicht mehr gesehen.
Die meisten Parolen richteten sich gegen die Regierung, einige hatten wir aus 
Tunesien importiert, zum Beispiel »Das Volk will den Sturz der Regierung«. Es gab 
zwar seit 2004 unterschiedliche Parolen von oppositionellen Aktivisten, die sich 
gegen Mubarak und das Regime gerichtet haben, aber diese Parole wurde in Ägypten 
erst nach dem Erfolg des Aufstandes in Tunesien gerufen. Heute kann man sie auf 
den Straßen von Libyen, Jemen, Syrien und in den Aufständen der anderen 
arabischen Länder hören.
Eine weitere Parole lautete »Hier ist Mohammed mit Younis« - das heißt, Christen 
und Moslems vereinigt - »morgen wird Ägypten sein wie Tunis«. Des- halb denke 
ich, die Triebfeder und die Inspiration kamen aus der tunesischen
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Revolution. Den Ägyptern wurde klar: Wir können das gleiche machen, wir kön- 
nen den Diktator, der das Land seit 30 Jahren regiert, loswerden, und mit diesem 
Diktator das ganze Regime, das ganze korrupte, repressive System kann abge- 
schafft werden; genau wie in Tunesien. Ich zweifle nicht am revolutionären Po- 
tential der ägyptischen Jugend oder der ägyptischen Massen, aber ich glaube, ohne 
das Beispiel Tunesien wäre die Revolution in Ägypten weniger wahrscheinlich 
gewesen.
Die Ägypter wurden selbstbewusster und militanter, nachdem sie gesehen hatten, 
dass es anderen Arabern (den Tunesiern) gelungen war, eine Regierung zu stür-
zen, die ähnlich repressiv, korrupt, diktatorisch, proimperialistisch ist und vom 
Westen gestützt wird – genau wie das Mubarak-Regime bei uns. Dennoch waren 
alle überrascht, von der Anzahl von Leuten, die auf den Straßen in Städten im 
ganzen Land auftauchten – in Alexandria, Kairo, Suez, Mahalla, Mansoura, und so 
weiter.

Es gab also schon zu Beginn Proteste in Mahalla, das heißt Arbeiterproteste? 
Ich war während des 18-tägigen Aufstandes nicht in Mahalla, aber es stimmt, dass 
das eine Industriestadt ist; Berichten zufolge haben sich an den Protesten dort 
unter anderem Arbeiter, Studenten, Akademiker, Bauern und Arbeitslose betei- 
ligt. Mahalla ist auch deswegen wichtig, weil es dort am 6. und 7. April 2008 ei- nen 
historischen Aufstand gab, der in erster Linie von Leuten aus der Arbeiter- klasse, 
arbeitslosen Jugendlichen, den städtischen Armen und anderen marginali- sierten 
Teilen der Gesellschaft, geführt wurde.
Vor diesem Volksaufstand hatte eine beispiellose Streikwelle das Land erfasst – 
ausgelöst durch den Textilarbeiterstreik in Mahalla im Dezember 2006. Der Er- 
folg dieses Streiks hat die ägyptische Arbeiterklasse dazu ermutigt, ihre Rechte 
einzufordern – ihre politischen wie ihre sozio-ökonomischen Rechte. Ein anderer 
Vorläufer war der 12. Dezember 2004, als ungefähr 300 Leute zum ersten Mal 
öffentlich gegen Mubarak protestiert haben. Das war bis dahin unerhört. Davor hat 
es niemand gewagt, »Nieder, nieder mit Hosni Mubarak« auf den Straßen zu 
rufen; hätte man das getan, wäre man sehr wahrscheinlich verschwunden und 
niemand hätte mehr etwas von einem gehört oder gewusst, wo man ist.
Es gab also eine Reihe von ausschlaggebenden Ereignissen und Katalysatoren, die 
erwähnt werden müssen. Man muss auch erwähnen, dass der 25. Januar der ägyp- 
tische Polizeitag, ein offizieller nationaler Feiertag ist (oder vielmehr war). Die 
ägyptische Polizei ist schon seit langem verhasst, da sie dermaßen repressiv, ag- 
gressiv, arrogant, brutal und korrupt ist und systematisch foltert. Die Polizei war 
und ist immer noch das am meisten verhasste Gesicht des ägyptischen Staates.
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Dieser Hass ist etwas, das verschiedene Teile der Gesellschaft vereint – Stu- 
denten, Angestellte, Arbeiter, …?
Ja, aber am Anfang war in erster Linie die Jugend auf der Straße. Selbstverständ- lich 
waren auch Arbeiter und Angestellte beteiligt. Aber die Streiks und Arbeiter- 
proteste haben erst zu einem späteren Zeitpunkt des 18-tägigen Aufstands einge- 
setzt. Tausende Arbeiter haben den Aufstand vom 25. Januar zunächst von ihren 
Fabriken aus unterstützt und Solidaritätsbotschaften geschickt; später haben sie 
angefangen zu protestieren und auf dem Tahrir-Platz zu zelten. Aber erst drei oder 
vier Tage vor Mubaraks Sturz sind sie massenhaft in den Streik getreten.

Würdest du also sagen, dass die neue Streikbewegung entscheidend war für 
den späteren Sturz Mubaraks?
Ich meine, wenn die Streiks nicht gewesen wären, hätte Mubarak darauf setzen 
können, dass die Proteste im Sand verlaufen. Die Regierung hatte ihre gesamte 
Propagandamaschinerie in Gang gesetzt – über das staatliche Fernsehen, Radio und 
die Zeitungen – um das Bild des Aufstandes zu verzerren und ihn zu schwä- chen. 
Und sie haben die Medien sehr effektiv eingesetzt, um Angst im Volk zu schüren. 
Das war eine gut organisierte Kampagne von psychologischem Terroris- mus gegen 
die Massen. Da wurde die Propaganda verbreitet, dass wir im Chaos leben, dass wir 
zur Stabilität und Normalität zurückkehren müssen, dass Muba- rak Ägyptens 
Retter ist. Dass fremde Mächte hinter diesen Protesten stecken – der Iran, Hamas, 
Hisbollah, Israel, die USA, Großbritannien, al-Qaida, die Tali- ban, und so weiter.
Ohne die Streiks hätte Mubarak an der Macht bleiben können, nicht auf unbe- 
stimmte Zeit, aber mindestens sechs Monate lang – bis zum Ende seiner Amts- zeit. 
Und er hätte seinen Sohn Gamal auf den Thron setzen, das Regime erhalten 
können. Dann hätte es zwar sehr lautstarke Proteste gegeben, aber ohne letztlich 
etwas zu erreichen. Ich glaube also, die Streiks waren Dreh- und Angelpunkt des 
Aufstands.

Wie groß waren die Streiks? Wie 2008 oder sogar größer?
Die jetzigen sind wohl größer als 2008. Die Streikwelle, die im Dezember 2006 
angefangen hatte, war Ende 2010 am Verebben, es wurde zwar noch von Arbeits- 
niederlegungen im ganzen Land berichtet, aber die Anzahl der Streiks und Arbei- 
terproteste ging etwas zurück. An ihrem Wiederaufflammen während des Auf- 
standes – am 8. Februar 2011 – waren auch wichtige wirtschaftliche Sektoren 
beteiligt. Arbeiter aus dem öffentlichen Verkehr haben gestreikt, während Tau- 
sende andere Arbeiter protestiert und damit gedroht haben, den gesamten Suez- 
kanal zu bestreiken – und der ist eine der Haupteinnahmequellen Ägyptens. Die- 
se Streiks haben die Regierung mehr unter Druck gesetzt als alles andere – mit
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Protesten auf der Straße kann man umgehen, aber wenn es massive Proteste auf der 
Straße und Streiks der Arbeiter gleichzeitig gibt, dann steckst du richtig in der 
Scheiße.

Arbeiterkämpfe im Vorfeld der Revolution
Wie würdest du die Entwicklung der Situation der Arbeiter in letzter Zeit 
beschreiben? Viele Analysen gehen von großen Rückschlägen für die Arbei- ter 
in den letzten Jahrzehnten aus; dagegen schreibt Paul Amar: »Die Lei- 
denschaft der Arbeiter, die diesen Aufstand auslöste, rührt nicht von ihrer 
Marginalisierung und Armut her; vielmehr rührt sie von ihrer Zentralität für 
neue Entwicklungsprozesse und -dynamiken her.«
Ich würde sagen, dass der Auslöser der Streikwelle von 2006 bis heute die Ge- 
werkschaftswahlen im Oktober und November 2006 waren – landesweite Wah- len, 
die alle fünf Jahre stattfinden. Und die Wahlen 2006 waren wohl die schlimmsten, 
die Ägypten je erlebt hat. Die undemokratischsten und betrüge- rischsten Wahlen 
aller Zeiten – über 20.000 Arbeiter wurden daran gehindert, zu kandidieren oder 
sich selbst zu nominieren.

Aber  die  offizielle  Gewerkschaft  wurde  doch  schon  von immer  vom Staat 
kontrolliert, was für einen Unterschied hat das dann noch gemacht?
Ja, aber die Wahlen 2006 haben nochmal vor Augen geführt, dass der Gewerk- 
schaftsbund ganz und gar nicht die Interessen der Arbeiter vertritt, dass all seine
Teilorganisationen von den lokalen Ausschüssen über die Einzelgewerkschaften bis 
hin zum Rat des Ägyptischen Gewerkschaftsverbandes (ETUF) Vertreter der
Regierungspartei, des Kapitalinteresses sind. Das sind alle Mubaraks Männer, 
Lieblinge der Regierung.
Nach den Ergebnissen dieser manipulierten Gewerkschaftswahlen kam es im 
Dezember 2006 zum Streik bei der staatlichen Mahalla Textile Company, die 
damals etwa 27.000 Arbeiter beschäftigt hat. Sie konnten einige ihrer Forderun- gen 
durchsetzen; sie hatten auch ein Misstrauensvotum gegen den lokalen Ge- 
werkschaftsausschuss gefordert, weil der sie nicht repräsentierte, und fingen an, 
Unterschriften für seine Amtsenthebung zu sammeln.
In den Verhandlungen mit dem vom Staat gelenkten ETUF und seiner Allgemei- 
nen Textilarbeitergewerkschaft konnten sie die Vereinbarung erreichen, dass ein 
provisorischer Gewerkschaftsausschuss die Angelegenheiten der Arbeiter regelt. Die 
Gewerkschaft hat den offiziellen Gewerkschaftsausschuss zwar nicht als ille- gitim 
betrachtet, aber den Arbeitern erlaubt, einen neuen provisorischen Aus- schuss zu 
wählen.
Ähnliche Forderungen wurden dann auch von anderen Textilarbeitern erhoben, 
unter anderem in der staatlichen Textilfabrik Kafr el-Dawwar und bei Shebin el-
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Kom – beides sehr große Firmen im Nildelta. Shebin el-Kom war privatisiert, also 
waren die Forderungen dort auch andere, aber in allen drei Firmen wurde die 
Absetzung des örtlichen Gewerkschaftsausschusses verlangt, weil er nicht demo- 
kratisch gewählt war und die Arbeiter nicht repräsentiert hat.
In Kafr el-Dawwar und in Shebin el-Kom wurden ebenfalls einige Zugeständnisse 
erreicht. Also hat sich die Streikwelle rasant ausgebreitet, weil den Arbeitern klar 
wurde, dass sie ihre Rechte nur durch Streiks erhalten. Andere Sektoren sind dem 
gefolgt und ebenfalls in den Streik getreten – Handarbeiter, Angestellte und Aka- 
demiker; auch Anwälte, Lehrer, Ärzte, Krankenpfleger, und so weiter.

Rechtlich gesehen waren das also wilde Streiks? Offensichtlich hatte die 
Staatsgewerkschaft nicht zu ihnen aufgerufen...
Sie wurden nicht von der Staatsgewerkschaft genehmigt, deshalb wurden sie als wilde 
Streiks angesehen. Die Streikwelle hatte Auswirkungen auf alle Sektoren der 
Wirtschaft und Gesellschaft – im öffentlichen Sektor, der Privatwirtschaft und in 
privatisierten Betrieben, überall fingen sie an, für ihre Rechte zu streiken. Den 
Arbeitern wurde bewusst, dass die Obrigkeit unsere Forderungen nicht auf- nimmt, 
wenn wir nur außerhalb der Arbeitszeiten protestieren oder Unterschrif- ten 
sammeln. Die Macht des Streiks setzt die Obrigkeit unter Druck, auf die For- 
derungen von Arbeitern einzugehen.
Als ich über verschiedene Streiks berichtet habe, ist mir aufgefallen, dass alle 
meinten: »Warum Mahalla und wir nicht?« Warum werden ihre Rechte beach- tet, 
aber unsere nicht? Wir müssen auch streiken. Das führte also zu einer enor- men 
Streikwelle vom Dezember 2006 bis heute, das ist seit 1947 beispiellos. Aber von den 
1950ern bis zu den 1990ern und sogar bis 2009 waren die Gewerkschaf- ten 
komplett unter der Kontrolle von Vertretern des herrschenden Regimes. Ar- beiter, 
die dieses System angeprangert haben, wurden entweder aus den Gewerk- 
schaftsausschüssen entfernt oder daran gehindert, wieder anzutreten, und manch- 
mal sogar eingesperrt.
So fing im Dezember 2006 eine neue Ära von Streiks und Protesten an; und das war 
sehr wichtig im Vorlauf zur Revolution. Die Arbeiter fingen an, sich über 
Korruption, Privatisierungen und die Misswirtschaft von staatlichen Unterneh- men 
durch korrupte Beamte zu beschweren. Tausende Arbeiter beklagen, dass es eine 
systematische Kampagne vonseiten des herrschenden Regimes gab, staatliche Firmen 
unrentabel zu machen, um sie zu privatisieren und dadurch illegal Geld zu verdienen. 
Schätzungen zufolge liegt das Vermögen der Mubarak-Familie zwi- schen einer und 
siebzig Milliarden US-Dollar. Der Großteil dieses illegal be- schafften Geldes wurde 
in den 1990ern angehäuft, als die Privatisierungspolitik anfing.
Das Mubarak-Regime beschloss Vorgaben des IWF als offizielle Politik. Mit der
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Öffnung von Märkten durch Privatisierungsprogramme ging der Staat zu einem 
neoliberalen Kapitalismus über. Da fingen korrupte Beamte an, Millionen, wenn 
nicht gar Milliarden einzustreichen. Und natürlich gibt es ohne ein demokrati- sches 
System weder Rechenschaftspflicht noch Transparenz – also bleibt die Kor- ruption 
unhinterfragt, sie wird zur Norm.

Eine konservative deutsche Zeitung hat einen interessanten Bericht über 
Mahalla veröffentlicht.  Da sagt der Besitzer einer privaten Fabrik, dass er den 
Streik in Mahalla unterstützt, weil die Arbeiter in den staatlichen Fabri- ken 
einen geringeren Lohn erhalten als er seinen Arbeitern zahlen muss. Anders 
formuliert: Sinken die Löhne notwendigerweise, wenn Firmen pri- vatisiert 
werden, oder geht es mehr um Entlassungen?
Im Allgemeinen – aber nicht in allen Fällen – erhalten Arbeiter in der Privatwirt- 
schaft höhere Löhne. Aber das heißt nicht, dass sie mehr Rechte hätten. Ganz im 
Gegenteil – die meisten Gewerkschaften findet man in staatlichen Firmen und die 
meisten Zeitarbeiter im privaten oder im informellen Sektor. Man kann also einen 
höheren Lohn in der Privatwirtschaft kriegen, aber man hat normalerweise keine 
Gewerkschaft, möglicherweise auch keine Altersvorsorge und weniger Si- cherheit, da 
man jederzeit entlassen werden kann. Arbeiter, die versuchen, sich zu organisieren, in 
Gewerkschaften einzutreten oder zu streiken, werden mit größter 
Wahrscheinlichkeit gefeuert. Es gibt generell weniger Rechte für Arbeiter in der 
Privatwirtschaft, etwa das Recht, sich zu organisieren und Tarifverhandlungen zu 
führen.
Zeit- und Akkordarbeit sind auch im öffentlichen Sektor verbreitet, aber in der 
Privatwirtschaft noch viel verbreiteter. Die Arbeiter werden gezwungen, unda- tierte 
Kündigungsschreiben zu unterzeichnen, sodass der Arbeitgeber jederzeit ein 
Kündigungsdatum eintragen kann. Die Arbeiter sind schutzlos und haben keine 
Gewerkschaft, um ihre Rechte zu verteidigen. Es werden ihnen regelmäßige oder 
jährliche Zulagen verweigert, sie haben kein Recht auf Gesundheitsversor- gung, 
Transport, auf Wohnung oder Altersvorsorge. In der Regel werden ihnen die 
grundlegendsten Arbeitnehmerrechte verweigert.

Würdest du sagen, dass der arbeitslose oder im informellen Sektor beschäf- tigte 
Teil des Proletariats gewachsen ist? Paul Amar erwähnt einen neuen Boom von 
Investitionen in Ägypten. Geht die Beschäftigung in der Indust- rie aufgrund 
von Privatisierungen insgesamt zurück oder gibt es eine Art Aufschwung, der 
mehr Arbeitskraft absorbiert?
In den meisten Fällen, die mir bekannt sind, kauft der Privatsektor staatliche Un- 
ternehmen auf. Er gründet normalerweise keine neuen, sondern übernimmt Fir- men, 
die gescheitert sind, weil das so gewollt wurde oder wegen Ineffizienz und
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Korruption auf Ministerialebene. Das Privatkapital tut nicht viel mehr, als bereits 
existierende Firmen aufzukaufen.
Das war bei der Textilfirma Shebin e-Kom (heute Indorama-Shebin) der Fall und bei 
zahllosen anderen Unternehmen, die unrentabel gemacht wurden. Also ent- schied 
das Mubarak-Regime, sie an Investoren zu verkaufen. Ich bin nicht der Meinung, 
dass der Privatsektor neue Arbeitsplätze schafft. Im Gegenteil: wenn sie staatliche 
Firmen aufkaufen, entlassen sie oftmals Tausende Arbeiter.

Also ist die Arbeitslosigkeit heute ein größeres Problem als zum Beispiel vor 20 
Jahren?
Wir haben keine zuverlässigen Statistiken über Arbeitslosigkeit. Das Mubarak- 
Regime hat von 7 Prozent gesprochen, aber jeder konnte mit eigenen Augen se- hen, 
dass das komplett falsch war. Besonders in den Dörfern und im ländlichen Ägypten 
gibt es arme Familien, die nur sehr begrenzte Einkommensquellen ha- ben. Verarmte 
ländliche Familien sind massenhaft in die städtischen Slums gezo- gen, wo sie zum 
Betteln gezwungen sind und höchstens saisonal Arbeit haben. Die stehen auf den 
Bürgersteigen der Großstädte Schlange und warten darauf, dass sie von 
Bauunternehmern angeheuert werden. Und dann gibt es noch den informellen 
Sektor, der mehr als ein Drittel der Wirtschaft ausmacht und durch Stücklohn, 
Saisonarbeit und unregelmäßige Beschäftigung geprägt ist.

Das sogenannte Überschussproletariat – die Tatsache, dass immer mehr Leute, 
die ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, das nicht in regulären For- men tun 
können, in die informelle Ökonomie zurückgeworfen werden und in Slums 
enden – scheint uns global gesehen ein wichtiger Punkt zu sein. Daher meine 
Frage, was deines Erachtens die allgemeine Tendenz in Ägyp- ten ist - gibt es 
massive Investitionen, die neue Arbeitskraft absorbieren, oder ein wachsendes 
Überschussproletariat?
Ägypten ist in erster Linie ein Agrarland – obwohl es sich bemüht, davon wegzu- 
kommen; es gibt mehr Bauern und Farmer als Arbeiter und Angestellte. Das Land 
wurde an große Geschäftsmänner vergeben, die der NDP nahe standen; es gab große 
Landgewinnungsprogramme, die den Millionären und Milliardären zugute kamen, 
etwa das Projekt Toshka Ende der 1990er im New Valley Govern- ment in 
Südwestägypten. Die Regierung sagte, sie würden es in ein grünes Para- dies 
verwandeln und Investoren würden aus der ganzen Welt herbeiströmen. Das Land 
wurde für einen Bruchteil seines Werts in erster Linie an Leute von der NDP und 
Gestalten wie den saudischen Prinz Walid Ibn Talal verkauft, einen der reichsten 
Menschen auf der Erde.
Und das ganze Projekt endete letztlich in einem großen Misserfolg; das Land ist 
weitgehend steinig und unfruchtbar und für die Landwirtschaft unbrauchbar.
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Also haben nur diejenigen davon profitiert, die das beste Land bekommen hatten. 
Der saudische Prinz war einer von denen, die am meisten davon hatten.
Zuerst  wurde  von  den  ägyptischen  Medien  behauptet,  dass  Toshka Tausende 
neuer Arbeitsplätze schaffen würde; riesige Möglichkeiten für die Jugend und die
Arbeitslosen. Toshka würde dafür sorgen, dass die Arbeitslosigkeit der Vergan-
genheit angehört. Das Projekt würde die Landwirtschaft revolutionieren, Fabri-
ken schaffen und es würde überall Bauernhöfe geben. Nach ein paar Jahren, als
das  Ganze den Bach runter ging, wurde über das  gescheiterte Projekt einfach nicht 
mehr gesprochen.

Zur Entwicklung der ägyptischen Wirtschaft gibt es unterschiedliche Aussa- 
gen: die einen sprechen von einem starken Wachstum, die anderen führen solche 
Statistiken eher auf verfälschte Zahlen zurück. Wie siehst du das und wie 
würdest du das allgemeine ökonomische Klima im Land beschreiben? Ist es 
beispielsweise vergleichbar mit China, wo viele meinen, dass sie vom Wachstum 
und Fortschritt mitgezogen werden?
Da ich kein Ökonom bin, ist es schwer, die Frage im Detail zu beantworten. Ei- 
nerseits, klar, die Wirtschaft wächst, ausländische Direktinvestitionen nehmen zu, 
die Aktienkurse sind gestiegen und die Unternehmer sehr zufrieden. Aber all das 
übersetzt sich nicht in einen wachsenden Wohlstand der Arbeiter. Letztend- lich ist 
es die Regierung, die ihre verzerrten Zahlen für das Bruttoinlandsprodukt liefert.
Seit den 1980ern ist der Mindestlohn mit 35 Pfund ($ 6) unverändert geblieben. Erst 
letztes Jahr wurde dieser unrealistische Betrag, von dem sich nicht mal eine 
Einzelperson ernähren kann, angehoben, als eine NGO für Arbeiter dagegen ge- klagt 
hat. Es wurden rechtliche Schritte und Berufungsklagen vor dem Verwal- 
tungsgericht eingelegt, mit dem Ziel, den Mindestlohn auf 1.200 Pfund ($ 200) 
anzuheben. Das Gericht hat einer Anhebung zugestimmt, und die Nationale 
Lohnkommission – eine von der Regierung kontrollierte Einrichtung – hat den 
Mindestlohn dann auf 400 Pfund ($ 70) festgesetzt, was immer noch unrealis- tisch 
niedrig ist. Sogar der ETUF lag hier bei 500 Pfund. Die NGOs haben dar- aufhin 
weiter geklagt, aber es hat sich nichts verändert. Darüber hinaus hat die Kommission 
festgelegt, dass der Mindestlohn lediglich für den privaten, nicht aber für den 
öffentlichen Sektor gelten soll.

Mit welcher Begründung?
Wegen höherer Sozialzulagen im staatlichen Sektor?
Die Volkswirtschaft wäre damit überlastet, so das Argument der Machthaber; es 
gäbe nicht genug Reserven in den Staatskassen und so weiter. Nun, da bekannt ist, 
dass die entsprechenden Minister Milliarden angehäuft haben und das Ver-
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mögen des Mubarak-Clans bis zu 70 Milliarden $ betragen dürfte, wirkt dieses 
Argument lächerlich. Tausende Arbeiter im öffentlichen Sektor haben dagegen 
grade mal 60 bis 90 Pfund monatlich verdient, zum Beispiel in der Landwirt- schaft 
und der Landgewinnung.

Das funktioniert aber nur, wenn man noch Zugriff auf Land hat?
Ja, oder wenn du noch andere Jobs hast. Zehntausende im Land haben demonst- 
riert, weil sie 800 Pfund oder weniger verdient haben. Seit Dezember 2006 for- dern 
tausende von Arbeitern einen monatlichen Mindestlohn von 1.200 Pfund für alle 
Sektoren.
Mit dem Beginn des Aufstands ist diese soziale Forderung, obwohl sie weiter po- 
pulär war, leider etwas in den Hintergrund geraten, zugunsten der dringenden 
politischen Forderungen. Formuliert wurde sie vor allem von den Arbeitern selbst 
und von Jugendlichen, die Verbindungen zu Arbeiterinitiativen haben.
Aber, klar, die Hauptforderung war der Sturz Mubaraks, die Absetzung und straf- 
rechtliche Verfolgung seiner Minister, die Auflösung des staatlichen Überwa- 
chungsapparats, der Kampf gegen die Korruption und so weiter. Die Forderun- gen 
des Aufstands waren primär politisch, nicht sozial oder ökonomisch. Und seit der 
Revolution verbreiten die staatlichen Medien Propaganda nach dem Motto: »Dies 
ist keine Zeit für Streiks. Die Revolution war erfolgreich und ist nun zu Ende. 
Zurück an die Arbeit, sonst schadet ihr der Volkswirtschaft.« Die haben sogar 
behauptet, dass die Arbeiterstreiks Teil der Konterrevolution seien.

Das klingt nach Orwell.
Ja, wenn die Arbeiterstreiks nicht gewesen wären, dann wäre Mubarak noch an der 
Macht. Schon vor der Revolution waren die Arbeiter der lautstärkste und am besten 
organisierte Teil der Zivilgesellschaft, die einflussreichste und stärkste soziale 
Bewegung in Ägypten. Und jetzt behaupten staatliche Medien, die Inte- 
rimsregierung und der Militärrat, dass die Streiks Teil der Konterrevolution sei- en.

Die »Kommune vom Tahrir-Platz«
Zurück zur Revolution. Wie war die organisiert? Es heißt immer, dass Par- 
teien und Gruppierungen keine Rolle gespielt haben, »die Leute« hätten das 
in die Hand genommen. Einige sprechen sogar von der »Kommune vom 
Tahrir-Platz«.
Um diese Kommune zu verstehen, muss man zurückgehen und sich ansehen, wie die 
Arbeiter ihre Streiks organisieren, bei denen sie manchmal wochen- oder auch 
monatelang kein Einkommen haben. Wenn sie in den Streik treten, bringen sie
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ihre Familien mit, um die Fabriken zu besetzen. Die Familien bündeln dann ihre 
Ressourcen und sind so in der Lage, die Arbeiter ausreichend mit Nahrung zu 
versorgen. Das Gleiche ist auf dem Tahrir-Platz passiert. Alles war auf diese ge- 
meinschaftliche Art organisiert.

Die Familien schlafen also in den Fabriken?
Manchmal schlafen sie zuhause, manchmal nehmen die Arbeiter sie mit an den Ort 
des Protests. Und das ist auch auf dem Tahrir-Platz geschehen: Die haben ihre 
Familien dabei gehabt, die wiederum für Verpflegung gesorgt haben, die dann 
untereinander verteilt wurde.
Essen und Getränke waren auf dem Tahrir-Platz für alle umsonst. Die Straßen um 
den Platz wurden von Freiwilligen gereinigt und in einigen Lazarett-Zelten gab es 
kostenlose medizinische Versorgung. Ich kann mich an die Reaktion eines 
amerikanischen Journalisten erinnern, der von Schlägertypen verletzt wurde: »Diese 
Revolution hier hat mir etwas gegeben, was ich in den USA nicht bekom- me, 
nämlich kostenlose medizinische Versorgung.« Seine Verletzungen wurden 
behandelt und niemand verlangte einen Cent…Klar, Schwerverletzte, etwa mit 
Schusswunden, wurden in richtige Krankenhäuser gebracht, dafür reichte die 
Ausstattung auf dem Platz nicht aus.
Es war eine selbstverwaltete Kommune. Manche sprechen auch von einer Art 
Woodstock, einer festivalartigen, autarken Menschenansammlung mit gemeinsa- 
men Forderungen. Und das ist den Streiksituationen der Arbeiter sehr ähnlich.
Tausende Arbeiter aus dem Großraum Kairo haben täglich ihre Schicht gemacht 
und sich dann dem Protest angeschlossen. Auch Arbeiter aus entfernten Bezirken 
sind auf den Platz gekommen. Meistens sind sie ein, zwei Tage geblieben, manch- mal 
auch länger und mit ihren Familien, und dann zur nächsten Schicht zurück in ihre 
Heimatorte gefahren. Am 8. und 9. Februar haben die Arbeiter dann die massive 
Streikwelle losgetreten.

Das erinnert mich ein bisschen an die Revolte in Griechenland, über die auch 
gesagt wurde, »das hat sich alles von allein entwickelt«. Gab es über- haupt 
keine Organisationsstrukturen, zum Beispiel bei der Verteilung von Essen? 
Keine Versammlungen oder ähnliches?
Notgedrungen entstanden auf der Basis von Nachbarschaften so genannte 
»Volkskomitees«. Nachdem am 28. Januar die Polizei besiegt und von der Stra- ße 
verbannt worden war, haben diese Komitees Wachposten und Patrouillen 
organisiert. Und nicht nur das: die Polizei hatte tausende Gefangene freigelassen. 
Generell bin ich für die Freilassung von Gefangenen, aber einige der Insassen waren 
extreme Gewaltverbrecher. Hunderte, wenn nicht sogar tausende, wurden von der 
Polizei bewaffnet und dazu angestachelt, Leute zu attackieren und für
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Chaos und Verwüstung zu sorgen: »Bring um, wen du willst, zerstör‘, was du 
willst«.

Wurden die auch vom Staat bezahlt?
Von einigen der bewaffneten Schlägertypen, die auf dem Tahrir-Platz verhaftet 
wurden und mit denen ich sprechen konnte, ist mir bekannt, dass ihnen vom 
Innenministerium Geld versprochen wurde, bis zu 5.000 Pfund ($ 830). Wahr- 
scheinlich hat niemand von ihnen das Geld je gesehen; aber was ihnen da zugesagt 
wurde, entspricht nach ägyptischen Standards einem kleinen Vermögen.
Diese Volkskomitees haben sich organisiert, um Nachbarschaften, Häuser, Läden 
und andere Gebäude zu verteidigen. Der Staat war zu diesem Zeitpunkt mehr oder 
weniger zusammengebrochen und nicht mehr in der Lage, Dienstleistungen 
aufrechtzuerhalten. Also haben sich die Komitees zusätzlich um die Straßensäu- 
berung, Verkehrsführung und so weiter gekümmert. Niemand wurde dafür be- zahlt, 
die Leute haben auf natürliche Weise so gehandelt. Ihnen war klar, dass das unsere 
Revolution ist; und wenn der Staat uns nicht hilft, dann helfen wir uns eben selbst.
Spontane Basisbewegungen dieser Art waren nicht nur in Kairo zu beobachten – im 
ganzen Land gab es Tahrir-Plätze, in Alexandria, Mahalla, Suez, Mansoura, El Arish, 
Assiut, El-Minya… Gesellschaft wurde auf einmal selbstverwaltet; Essens- und 
medizinische Versorgung, Aufräumarbeiten, Verkehrsregelung und so weiter zeigen, 
dass die Menschen bereit gewesen sind, den Staat zu stürzen und über ihn 
hinauszuwachsen. Die Ägypter hatten wenig oder überhaupt keine guten Erfah- 
rungen mit der Regierung gemacht – bloß Korruption und Unterdrückung. 
Während des Aufstands wurden mehr als 680 Menschen getötet.

Neuer Patriotismus
Vor der Revolution war man beschämt, sich als Ägypter zu bezeichnen. Viele haben 
sich deshalb eher als Muslim oder Christ gesehen. Junge Leute standen in Scharen 
vor Botschaften westlicher Länder, um das Land möglichst schnell zu verlassen.

Im Moment scheint es, dass die Revolution zu einer Wiederbelebung des 
Patriotismus führt – überall sieht man Flaggen...
Ja, das ist eine Wiederbelebung des ägyptischen Nationalismus, die ich einerseits 
bewundernswert finde und andererseits übertrieben...

Was findest du daran bewundernswert?
Es gibt einen bewegenden Spruch, der mit Mubaraks Sturz aufkam: »Erheb‘ dei- 
nen Kopf, du bist Ägypter.« Vorher ging es nur darum, den Kopf bloß unten zu
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behalten, tanz‘ nicht aus der Reihe, sonst könntest du im Gefängnis landen. Jetzt 
sagen die Leute: Das ist mein Land und ich habe keine Angst, den Mund aufzu- 
machen. Die Gesellschaft kann neu aufgebaut werden, Ägypten ist nicht mehr das 
Land von Mubarak und seinen korrupten Unternehmer-Ministern. In dieser 
Hinsicht ist der Patriotismus bewundernswert. Aber die Medien haben das natür- 
lich aufgeblasen und ihn durch fremdenfeindliche Züge einen anderen Charakter 
gegeben.
Viele der Parolen sind auch reaktionär, etwa: »Ägypten über alles« [im Orig.
dt.]. Das grenzt an Faschismus, das ist zu nationalistisch. Oder: »Wir sind alle 
Ägypter« – ja, klar, sind wir, aber es gibt reiche und mächtige Ägypter, die dich 
ausbeuten, ins Gefängnis stecken und zu Tode foltern, um ihre Interessen zu ver- 
teidigen.

Aber genau aus dem Grund kann es keinen harmlosen Patriotismus geben, der 
dann überspannt wird. Ich verstehe schon, was du meinst, es ging darum, nicht 
weiter alles hinzunehmen...
...und das Land zurückzufordern...

...ja,  aber  »das  Land  zurückzufordern«  ist  doch  nicht  die  Perspektive. Es 
geht darum, Staaten und Grenzen weltweit abzuschaffen...
Unbedingt. Und das ist auch das, was wir als Anarchisten oder radikale Linke gerne 
sehen würden. Aber es ist unmöglich, mit einem Sprung von A nach Z zu kommen, 
manchmal muss man schrittweise vorgehen. In der aktuellen Situation geht der 
Patriotismus zu weit; »Ägypten zuerst«, also: keine Streiks, denkt nicht an eure 
Klasseninteressen. Das ist nationalistische Propaganda.

Also würdest du zwischen Patriotismus und Nationalismus unterscheiden, 
wobei der erste weniger schlimm wäre als der zweite?
Die sind beide übel, aber es gibt unterschiedliche Grade von schlechtem Nationa- 
lismus. Es gibt einen Nationalismus, der sagt: Hol‘ dir dein Land zurück und schau 
auf. Und dann gibt es einen, der sagt: Ausländische Elemente sind in der Revolution 
am Werk und die ausländischen Medien verbreiten Lügen.
Dann gibt es Xenophobie. Und Nationalismus um des Nationalismus willen, nach 
dem Motto: Lasst uns ein symbolisches Ägypten auf Kosten unserer Klas- 
seninteressen verteidigen. Das halte ich im Moment für das Schädlichste: Ägyp- ten 
geht vor, vergessen wir unsere Klasseninteressen! Dieses Flagge-Schwenken und sich 
das Gesicht Rot-Weiß-Schwarz Anmalen muss ein Ende haben.
Schauen wir lieber, was unsere wirklichen Interessen sind: mindestens 40 Prozent 
der Ägypter leben unterhalb der Armutsgrenze und ein großer Teil der Übrigen 
kommt grade so zurecht. Sogar Akademiker können mit ihren monatlichen 1.000
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Pfund ($ 165) kaum eine Familie ernähren. Es ist also nicht so, dass sich in Ägyp- ten 
eine Revolution ereignet hat und nun alle die gleichen Interessen haben. Die 
Arbeiter haben andere als die Kapitalisten.

Geschlecht, Klasse und Feminismus
Wie sah die Rolle der Frauen in dem Aufstand aus und welche Auswirkung 
hat der Aufstand auf die Geschlechterbeziehungen?
Seit dem 25. Januar haben Frauen eine sehr wichtige Rolle in der Revolution ge- 
spielt. Sie waren in den Protesten sichtbar präsent und an manchen Orten viel- 
leicht sogar in der Mehrheit. Ich habe nur Ereignisse in Kairo und Alexandria 
miterlebt, und dort waren Frauen eine ziemlich große Minderheit, vielleicht 30 bis 
40 Prozent oder sogar mehr. Man sah Frauen mit offenem Haar und andere mit dem 
Hijab. Sie waren an allen möglichen Aktivitäten beteiligt – an den Pro- testen an 
vorderster Front, Straßenaufräumarbeiten, feurige Reden auf dem Tah- rir-Platz, 
Lebensmittel- und medizinische Versorgung. Die Volkskomitees in den 
Nachbarschaften bestanden in erster Linie aus Männern mit Schwertern, Mes- sern, 
Knüppeln, manchmal auch Schusswaffen. Die Frauen haben für die Leute auf den 
Straßen das Essen zubereitet und manchmal auch Molotowcocktails ge- bastelt. 
Manche Frauen und Mädchen sah man auch, wie sie die Straßen mit den 
Volkskomitees bewacht haben.

Das geht mit den traditionellen Geschlechterrollen konform.
Ja, aber ab dem 28. Januar wurde der Platz besetzt und Zelte aufgebaut und da haben 
sich natürlich auch Frauen beteiligt. Das hat an sich schon die Grenzen in Frage 
gestellt, in die die Gesellschaft die Frauen einzwängt; man hat ihnen beige- bracht, 
zu Hause zu bleiben – in der Küche oder im Schlafzimmer oder bei der Erziehung 
der Kinder. Diesen Grenzen haben sich Frauen widersetzt, sie haben sich in den 
vordersten Reihen den Protesten und den Straßenschlachten mit der Polizei 
angeschlossen. Manche haben sich sogar mit Steinen gegen die bewaffne- ten 
Schlägertrupps gewehrt, und sowas hat man auf den Straßen des vorrevolutio- nären 
Ägypten normalerweise nicht gesehen. Das war also für Frauen und Mäd- chen eine 
sehr radikalisierende und befreiende Erfahrung.
Das gab es aber nicht nur auf dem Tahrir-Platz. Bei einer Reihe von Fabrikstreiks 
wurden die Proteste und Besetzungen sogar von Frauen angeführt. Das war zum 
Beispiel bei der Mansoura Espagna Company der Fall, einer Textilfabrik, die in 
erster Linie Frauen (die fast allesamt einen Hijab oder Niqab tragen) beschäftigt. 
Während der Fabrikbesetzung 2007 haben Männer und Frauen unter einem Dach, 
am gleichen Ort geschlafen. Natürlich wurden ihre Räumlichkeiten durch 
Vorhänge abgetrennt, aber trotzdem war es für konservative Menschen komplett 
inakzeptabel, außerhalb vom eigenen Heim zu schlafen. Einige Arbeiterinnen
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wurden deswegen sogar geschieden oder von ihren Verlobten verlassen. Nichts- 
destotrotz haben sie dieses Tabu gebrochen.

Gab es um dieses Thema während des Aufstandes Konflikte, haben die kon- 
servativeren Elemente den Frauen gesagt, dass sie nach Hause gehen sollen?
Das habe ich von niemandem gehört, noch nicht mal von den reaktionärsten 
Elementen der Gesellschaft. Aber manche Männer haben konservative, reaktionä- 
re Predigten gehalten und aufdringliche Fragen gestellt – warum trägst du keinen 
Hijab? Welcher Religion gehörst du an? Betest du? Solch eine Scheiße.
Sexuelle Belästigung war so gut wie nicht-existent auf dem Tahrir-Platz. Leider 
beginnt sie wieder aufzutauchen, aber die Frauen wehren sich jetzt eher. Die Re- 
volution hat ihnen ein Bewusstsein über ihre Rechte und ihre Fähigkeit als revo- 
lutionäre Akteure gegeben. Nicht nur als Mutter oder Ehefrau oder Lehrerin oder 
Konkubine. Als die Frauen und Mädchen auf die Straße gegangen sind, haben sie
ihre Macht gespürt; sie waren mindestens so aktiv, mutig und militant wie die 
Männer. Wir haben zahllose Beispiele von Frauen gesehen, die bei weitem mili- 
tanter und mutiger als die Männer waren.

Wie passen die Angriffe auf die Frauendemo am 8. März in dieses Bild? Dem 
Protestmarsch am Weltfrauentag ging es um gleiche Rechte und Möglich- keiten 
und vor der Revolution waren reine Frauendemonstrationen eine Selten- heit – 
seit einem Jahrhundert gibt es in Ägypten Proteste, die aus Männern und Frauen 
bestehen, aber das war fast ausschließlich eine Frauendemonstration und deshalb 
für die konservativeren und reaktionären Elemente vielleicht eine Provo- kation. 
Zudem haben sehr viele Frauen ihre Haare nicht bedeckt. Das war nach 
Mubaraks Absetzung, da hatte bereits eine neue Staatspropaganda eingesetzt: dass
Straßenproteste und Streiks dem Land schaden. Also wurde gesagt: Wir sollten 
Ägyptens Rechte einfordern, nicht die der Frauen, das ist eine zweitrangige Ange- 
legenheit.
Ich habe schreckliche Details über die Vorfälle auf der Demonstration gehört. 
Einige Frauen meinten: Wir sind es gewohnt, belästigt zu werden, aber was auf 
dieser Demonstration passiert ist, ging weit über Belästigung hinaus. Sie wurden 
von mehreren Männern begrabscht, nicht nur von einem; Frauen wurden verprü- 
gelt; Journalistinnen, insbesondere ausländische, wurden überfallen. Lara Logan 
von CBS wurde beinahe von einer Gruppe von Männern vergewaltigt. An diesem 
Tag haben Frauen ihre Rechte eingefordert, und das reaktionäre Ägypten hat 
gesagt: Nein, dies ist immer noch eine von Männern beherrschte Gesellschaft. Die 
Revolution ist vorbei, wir haben gewonnen, geht nach Hause.
Doch die Frauen waren nach der Revolution radikalisiert, und weil sie genau so 
wie die Männer auf dem Tahrir-Platz präsent waren, wollen sie im neuen Ägyp-
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ten auch die gleichen Rechte und Freiheiten. Zum Beispiel haben die Muslimbrü- 
der und andere ultrakonservative Gruppen vor der Revolution argumentiert, dass 
Frauen – ebenso wie Nichtmuslime– nicht Präsident Ägyptens werden dürfen. 
Andere reaktionäre Gruppen – unter Muslimen wie Christen – meinten, dass 
Frauen nicht als Richter dienen sollen, da sie »instabil« seien, oder zu emotional. 
Seit der Revolution sind die Muslimbrüder sogar einen Schritt nach vorne gegan- gen 
und haben angekündigt, dass sie auch einen koptischen Christen oder eine Frau als 
Präsident akzeptieren könnten.

In welchem Zusammenhang stehen Geschlecht, Klasse und Feminismus? Die 
Frage, ob Frauen Präsidentin oder Richterin werden dürfen, ist ja ver- mutlich 
für die Arbeiterinnen nicht besonders zentral. Gibt es da je nach Klassenlage 
unterschiedliche Programme oder überwiegen die gemeinsamen Interessen – 
der Widerstand gegen die weibliche Genitalverstümmelung und gegen sexuelle 
Belästigung, eine säkulare Verfassung ohne islamisches Recht?
Zunächst mal sind die Frauenrechts-NGOs in erster Linie Mittelschichtsorgani- 
sationen, die meistens von Anwältinnen betrieben werden, die sich ihrer Rechte und 
der Diskrepanzen zwischen dem nationalen und dem internationalen Recht bewusst 
sind. Sie fordern gleiche Möglichkeiten und gleichen Lohn für Frauen. In Ägypten 
verdienen Frauen oft weniger, in der Landwirtschaft manchmal auch gar nichts, auch 
wenn sie die gleiche Arbeit machen,

Ich bin auch der Meinung, dass Frauen je nach Klassenzugehörigkeit unter- 
schiedliche Interessen haben können, gibt es aber nicht auch gemeinsame 
Interessen, zum Beispiel den Zugang zu Universitäten, den Kampf gegen 
sexuelle Übergriffe auf der Straße, gegen die weibliche Genitalverstümme- 
lung...
Etwa 60 Prozent der ägyptischen Frauen sind Analphabetinnen, besonders in den 
ländlichen Gegenden. Und wenn du Analphabetin bist, hast du möglicherweise gar 
kein Bewusstsein von Frauenrechtsverletzungen wie etwa der Genitalverstüm- 
melung oder von deinen Rechten als Bürgerin und als Mädchen oder Frau. Des- halb 
denke ich, dass Frauen aus der Arbeiterklasse benachteiligt sind, ganz beson- ders auf 
dem Land. Ein weiteres häufiges Problem für alle Frauen sind die zuneh- menden 
radikalen islamistischen Gruppen. Es wird von Drohungen gegen Frauen geredet – 
ähnlich wie einige Fälle in den 1990ern –, bis hin zu Säureangriffen gegen Frauen, die 
ihre Beine entblößen oder kurzärmlige Hemden tragen. Ob- wohl selbst die 
reaktionären salafistischen Gruppen behaupten, sie hätten solche Verlautbarungen 
nicht von sich gegeben. Doch ein männerzentrierter und isla- mistischer Diskurs 
taucht wieder auf, für den der Platz einer Frau im Haus liegt.
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Gegen solche Tendenzen fordern Frauengruppen einen säkularen Staat. Mir wäre 
natürlich eine säkulare Gesellschaft ohne Staat lieber.

Islamismus
Denkst du, dass die Muslimbrüder eine Bedrohung darstellen? Es wurde 
allgemein behauptet, sie hätten keine führende Rolle im Aufstand gespielt, sich 
bedeckt gehalten, und es gibt offenkundig eine Spaltung zwischen den jüngeren 
Muslimbrüdern und den älteren Schariatypen.
Erstens muss man sagen, dass es nicht nur eine Form islamischer Bewegung gibt. Es 
gibt die Muslimbrüder, die sind die wichtigste Organisation. Dann gibt es Isla- 
misten wie die Islamistische Arbeiterpartei, die sich eher an den Arbeitern und an 
einem konservativen Wohlfahrtssystem orientieren. Dann gibt es noch eine mo- 
deratere islamistische Partei, Al-Wasat, was Mitte/Zentrum bedeutet; ihre politi- 
schen Vorstellungen sind mit der Partei für Aufschwung und Gerechtigkeit (AKP), 
der Regierungspartei in der Türkei, vergleichbar. Und dann gibt es noch die 
radikalen Salafisten, Gamat al-Islamyia und Jihad. Die letzten drei Gruppen sind 
erzreaktionär und haben eine lange Geschichte der organisierten Gewalt und des 
Terrors.
Vor der Revolution haben die Muslimbrüder gesagt, sie unterstützen keine Revo- 
lution als Mittel zur Veränderung des Systems, das stand in ihrem Programm. Aber 
als der Aufstand nach dem 25. Januar weiter voranschritt, sind sie massen- haft 
aufgetaucht, da sie sehr gut ihre Anhänger mobilisieren können und gegen das 
Mubarak-Regime sind. Auch zusammen mit anderen Islamisten waren sie keinesfalls 
die Mehrheit in den Protesten, höchstens eine Minderheit von etwa 30 Prozent. Auf 
dem Tahrir-Platz waren sie unter anderem sehr aktiv bei der Vertei- digung des 
Platzes. Sie waren mehrmals während des Aufstandes in vorderster Reihe – 
besonders während der »Kamelschlacht« auf dem Tahrir-Platz am 2. Februar. 
Einige von ihnen erlagen ihren Verletzungen, sie waren extrem mutig.
Seit Mubaraks Rücktritt geht die Politik der Muslimbrüder eher in die Richtung, 
eine oder mehrere Parteien zu gründen. Das war ihnen unter Mubarak untersagt. 
Und nun arbeiten sie daran, eine Partei zu gründen, vielleicht sogar zwei Parteien, 
sagen manche. Es gibt Spaltungen unter den Muslimbrüdern. Nicht nur zwischen 
den jungen und den alten, sondern auch zwischen den konservativen und den 
ultrakonservativen, den radikaleren, den eher sozial ausgerichteten und den eher 
wirtschaftsnahen. Einige von ihnen sind Multimillionäre und Geschäftsmänner; und 
weil sie solche Geldmengen besitzen, können sie Wohltätigkeitsorganisatio- nen 
unterstützen, Hilfswerke, Kliniken, Wohnungsbau. 1992 gab es ein großes und 
verheerendes Erdbeben; den Brüdern gelang es, den Leuten, die ihre Woh- nungen 
verloren, Wohnraum und Unterkünfte zu bieten – während die Regie-
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rung gar nichts bot. Neben solcher Wohlfahrt ist ihr Slogan »der Islam ist die 
Lösung« für alle Probleme sehr anziehend in einer konservativen muslimischen 
Gesellschaft wie Ägypten.

Zur sozialen Basis der Muslimbrüder: Wäre es vereinfachend zu sagen, dass sie 
ein Zusammenschluss reicher Geschäftsmänner, aufstiegsorientierter 
Akademiker und der total Verarmten sind, aber wenig Anziehungskraft auf die 
Arbeiterklasse im engeren Sinne haben?
Ihre Anziehungskraft auf die Arbeiter ist begrenzt. Wenn ich ein konservativer 
Arbeiter bin, stimme ich dem vielleicht zu, dass »der Islam die Lösung ist«. Doch 
was dann? Habe ich dadurch mehr Lohn, ein Streikrecht, eine Gewerk- schaft, die 
mich und meine Genossen repräsentiert? Habe ich nicht, es ist nur heiße Luft. Das 
gleiche kann man über die meisten islamistischen Strömungen sagen, da sie an den 
sozialen Frieden und nicht an den Klassenkampf glauben. Sie halten Klassen für 
natürlich, so sind Gesellschaften halt einfach. Man kann nur die Kluft zwischen Arm 
und Reich mittels islamischer Wohlfahrt verkleinern. Sie würden niemals 
irgendeine Art revolutionärer Veränderung befürworten.
In den Gewerkschaften sind die Muslimbrüder also nicht stark, aber in den Be- 
rufsverbänden schon. Die Mubarak-Regierung hat sogar ein Sondergesetz erlas- sen, 
um die starke Position der Muslimbrüder bei den Wahlen in den Berufsver- bänden 
zu schwächen.

Hältst du es also für denkbar, dass sie die Regierung übernehmen oder eine 
Koalition mit dem Militär eingehen?
Ich halte es nicht für wahrscheinlich, aber es ist möglich. Wir haben das 1979 im 
Iran gesehen, das war keine islamistische Revolution, aber die Islamisten konnten 
das Ruder übernehmen. Aber die Mehrheit in Ägypten unterstützt die Muslim- 
brüder nicht. Die sind bloß sehr gut organisiert und haben Millionen oder sogar 
Milliarden Pfund, die sie in Wohlfahrtsorganisationen und religiöse Propaganda 
investieren können.

Arbeiter, Gewerkschaften und Revolution
Rechnest du damit, dass die Streiks zunehmen, jetzt da das alte repressive 
Regime weg ist?
Ich rechne mit einer Verbreiterung der Klassenkämpfe in der nahen und hoffent- 
lich auch der ferneren Zukunft, aber gleichzeitig müssen wir auch den obersten 
Militärrat im Auge behalten, der die Konterrevolution schützt. Er hat kürzlich ein 
Dekret erlassen, das streikenden Arbeitern mit Haftstrafen und Geldstrafen bis zu 
einer halben Million Pfund (über 83.000 $) droht. Das Militär hat ein per-
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sönliches Interesse an der Erhaltung des alten Regimes. Tantawi, der Chef der 
Militärjunta, wurde 1991 ernannt, er war 20 Jahre lang Verteidigungsminister 
unter Mubarak. Das erklärt vielleicht auch, warum zum Beispiel Aktivisten, De- 
monstranten und streikende Arbeiter verhaftet und von Militärgerichten verur- 
teilt werden, ohne Berufungsrecht; meisten werden sie dabei auch gefoltert. Wäh- 
renddessen werden Minister und Mitglieder des alten Regimes vor zivile Gerichte 
gestellt, wenn überhaupt. Und das, während Tantawi und sein Militärrat Muba- rak 
in seinem Urlaub in Ruhe lassen, beziehungsweise in einem Luxuskranken- haus in 
Scharm El-Scheich. Es gibt jetzt eine intensive Propaganda gegen Streiks. Aber nach 
meinem Eindruck sagen die Arbeiter der Regierung und den Militär- herrschern, 
dass sie sich ins Knie ficken sollen. Eine beliebte Parole lautet: »Stellt nicht die 
Arbeiter vor Gericht, stellt Mubarak vor Gericht!«
Das Problem ist natürlich nicht nur Mubarak. Es sind noch Tausende kleiner 
Mubaraks an der Macht. Zum Beispiel protestieren Studenten gegen die alten 
staatlich ernannten Dekane, die noch im Amt sind. Das Hauptquartier der NDP 
wurde niedergebrannt und die korrupte Partei aufgelöst, aber viele Parteifunktio- 
näre sind noch frei. Das gleiche gilt für den Staatssicherheitsapparat. Er wurde 
aufgelöst, doch die gleichen alten Leute – die für Tötungen, Bespitzelung, Folter 
verantwortlich waren – bilden jetzt den nationalen Sicherheitsapparat; die haben 
bloß das Wort »Staat« durch »national« ersetzt, das ist alles.

Wie sehen die Hauptforderungen der Arbeiterproteste und -streiks im Mo- 
ment aus?
Die Hauptforderungen sind Vollzeitverträge, ein Mindestlohn von 1.200 Pfund, 
das Recht, unabhängige Gewerkschaften zu gründen. Es gibt jetzt über 22 unab-
hängige Gewerkschaften, von denen sich vier bereits zur Ägyptischen Föderation
unabhängiger Gewerkschaften zusammengeschlossen haben, die den gelben Ge-
werkschaften entgegentritt.
Schon in der Vergangenheit gab es Fälle, in denen Arbeiter ihre Fabriken über- 
nommen haben, nachdem ihre Besitzer – korrupte Geschäftsmänner – aus dem 
Land geflohen waren, um sich Gerichtsurteilen zu entziehen. 2001 ist der Multi- 
millionär Ramy Lakkah aus Ägypten geflüchtet und hinterließ seine Fabriken. In 
einem seiner Unternehmen – einer Glühbirnenfabrik in einem Industrievorort von 
Kairo – hat die Belegschaft den Betrieb von 2001 bis 2006 selbstverwaltet. Die 
Arbeiter konnten ihre Löhne stemmen und sogar die Produktion ausweiten.
Dann gab es noch einen Fall von 2008 bis 2010, auch in Tenth of Ramadan City. 
Der Besitzer, Adel Agha, wurde zu einer langen Haftstrafe und einer deftigen 
Geldstrafe verurteilt und floh ebenfalls aus dem Land. Sein Unternehmen war 
kapitalintensiv, deshalb konnten die Arbeiter es nicht vollständig übernehmen. 
Doch in der Tochterfirma Economic Company for Industrial Development –
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mit drei Fabriken – konnten sie die Produktion selbst verwalten. Es gibt weitere 
Fälle von Selbstverwaltung, alles kurzlebige Experimente.
Das sind radikale Beispiele von Arbeitern, die die Initiative übernehmen und die 
Produktion selbst betreiben, und wenn sich die Revolution radikalisiert und die 
Unternehmer das Land verlassen, dann gehe ich davon aus, dass die Arbeiter in der 
Lage sein werden, die Produktionsmittel zu übernehmen und selbst zu ver- walten, 
wie wir es in den erwähnten Fällen gesehen haben.
Wichtig ist auch, dass der neue unabhängige Gewerkschaftsverband ganz explizit 
nicht zwischen Arbeitern und Angestellten unterscheidet; ein Arbeiter ist je- mand, 
der keine Produktionsmittel besitzt und seine Arbeitskraft für einen Lohn 
verkaufen muss. Es gibt also eine neue Ära für Arbeiter in Ägypten. Sie mobili- siert 
sowohl Arbeiter- als auch Angestelltengewerkschaften – im öffentlichen, privaten 
und informellen Sektor der Ökonomie. Und wenn diese unabhängigen 
Gewerkschaften sich als genau so korrupt wie die alten herausstellen, haben die 
Arbeiter jetzt genug Erfahrung, um zu wissen, dass sie demokratischere, transpa- 
rentere und radikalere Gewerkschaften bilden oder wählen können. Sie spüren ihre 
Macht, sie haben das Gefühl, dass die Zukunft ihnen gehört. Sie können sich von 
Lohnsklaven in Produzenten verwandeln, die ihr Schicksal in die eigenen Hände 
nehmen.

Dann würden sie aber doch keine Gewerkschaften mehr brauchen, oder? Es 
scheint naheliegend zu sein, dass die Arbeiter in Ägypten jetzt unabhängige 
Gewerkschaften gründen, und das ist vermutlich ein Schritt vorwärts für sie. 
Aber um ihre Existenz als Lohnsklaven zu überwinden, das Kapitalverhält- nis 
zu überwinden, müssten sie sich selbst als Klasse abschaffen, als Verkäu- fer 
von Arbeitskraft, und die Gewerkschaften sind genau an diesen Verkauf von 
Arbeitskraft gebunden. Die Vorstellung einer freien Gesellschaft, die von 
Gewerkschaften verwaltet wird, scheint mir unlogisch, da in einer freien 
Gesellschaft das Lohnsystem abgeschafft wäre, also gäbe es gar keinen Platz für 
Gewerkschaften.
Das sehe ich anders, denn in der Revolution und im Bürgerkrieg in Spanien ha- ben 
die Gewerkschaften, insbesondere die CNT-FAI, eine immens wichtige Rolle 
gespielt. Das war keine rein wirtschaftliche Gewerkschaft mehr, es ging um die 
Rückeroberung der Fabriken, nicht als Lohnsklaven, sondern als Produzenten, die 
die Produktion selbst bestimmen können.
Vielleicht wird man viele Jahre nach dem Erfolg der internationalen sozialisti- schen 
Revolution keine Gewerkschaften mehr brauchen – in einer höheren Stufe des 
Kommunismus, in der es keinen Staat und kein Kapital mehr gibt. Alle Men- schen 
wüssten, dass gesellschaftliche Solidarität und gegenseitige Hilfe natürlich und 
instinktiv sind. Aber um diese Stufe zu erreichen, glaube ich, werden revolu-
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tionäre Gewerkschaften eine unabdingbare Rolle spielen.

Die Gewerkschaftsfrage ist ziemlich kompliziert. In Ländern wie Deutsch- land 
gibt es »unabhängige« Gewerkschaften, die aber trotzdem ein wesent- licher 
Bestandteil des Systems sind und eine wichtige Rolle im reibungslosen 
Funktionieren der Produktion spielen, und die störendsten Streiks der 
Nachkriegsgeschichte waren zum Beispiel wilde Streiks in den 1970ern, in erster 
Linie von migrantischen Arbeitern. Gleichzeitig ist die Situation in den 
Sektoren, in denen die Gewerkschaften schwach sind, nicht unbedingt besser. 
Aber zur Revolution – zur Selbstabschaffung des Proletariats, was auch einen 
Bruch mit der herrschenden Arbeitsteilung bedeutet –, haben Gewerkschaften 
nichts beizutragen, sie sind eine legale Instanz zur Regulie- rung der 
Klassenbeziehungen und somit an das Lohnsystem und das Recht gebunden. Es 
gibt auch Texte zu Spanien, die argumentieren, dass es tat- sächlich Konflikte 
zwischen den Arbeitern und den Anarchosyndikalisten gab, weil die Arbeiter 
nicht weiter arbeiten wollten.
Ich stimme der marxistischen Analyse zu, dass die Gewerkschaften eine Rolle bei der 
Aufrechterhaltung des Kapitalismus spielen, indem sie um die Krümel ver- handeln, 
die vom Tisch der Kapitalisten fallen; indem sie die kapitalistische Aus- beutung für 
die Arbeiter erträglicher machen. In den meisten Fällen hinterfragen die rein 
wirtschaftlichen Gewerkschaften das System nicht.
Aber wenn wir uns Wisconsin ansehen, hat der Staat trotzdem Angst vor solchen 
Gewerkschaften. Aus seiner Sicht haben sie immer noch zu viel Macht, also ver- sucht 
er ihr Recht auf Tarifverhandlungen abzuschaffen.
Und um sich zu einer sozialistischen oder kommunistischen Gesellschaft zu ent- 
wickeln, ist meines Erachtens eine Reihe von Schritten nötig, sei es ein Sowjet, ein 
Arbeiterrat oder eine revolutionäre Gewerkschaft. Ich verstehe deinen Einwand mit 
der Arbeitsteilung, aber aus der Sicht der Arbeiter ist man kein Lohnsklave mehr; man 
ist ein Miteigentümer, an Verteilung und Entscheidungen beteiligt, wenn man 
kollektiv die Fabrik selbst verwaltet. Es geht aber nicht nur um die Selbstverwaltung 
der Fabrik, sondern um die kollektive Selbstverwaltung der Gesellschaft insgesamt.

...aber das lässt den ganzen Rahmen intakt, man ist dann immer noch Arbei- ter 
in dieser Fabrik, die man besitzt, während es doch eigentlich darum geht, mit 
dem Konzept des Eigentums gänzlich zu brechen. Wie das getan werden soll, 
weiß ich nicht, aber ich denke, wir haben ausreichend Erfahrung mit 
Selbstverwaltung als Sackgasse, die nicht mit der Logik der Warenprodukti- on 
bricht, mit dem Tauschwert und Geld.  Zanon in Argentinien ist zum Beispiel 
ist eine sehr interessante Erfahrung, aber letztlich müssen sie auch
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ihre Produkte auf dem Markt verkaufen und das bestimmt auch die Bedin- 
gungen innerhalb der Fabrik.
Kleine Verbesserungen, aber das System bleibt intakt? Ja. Wir sind uns einig, dass 
wir die endgültige Abschaffung von Lohnsklaverei, Privateigentum und der beste- 
henden Arbeitsteilung wollen. Aber das wird sehr viel Arbeit und einen massiven 
Neuaufbau der Gesellschaft erfordern. Und deswegen meine ich, dass Gewerk- 
schaften eine so wichtige Rolle spielen.
In Ägypten hatten wir seit 1957 ausschließlich staatlich kontrollierte Gewerk- 
schaften. Das Land hat durch die Gründung von unabhängigen Gewerkschaften 
und Verbänden einen Schritt vorwärts gemacht. Auch wenn sie – vorerst – die 
Lohnsklaverei, den Kapitalismus und den Staat nicht antasten. Weil eine unab- 
hängige Gewerkschaftsbewegung das Bewusstsein der Arbeiter über ihre Stellung in 
der Gesellschaft stärkt – dass sie nicht dazu da sind, einfach ausgebeutet und 
jederzeit entsorgt zu werden.
Irgendwo müssen wir in Ägypten anfangen. Ich glaube, mit dieser unabhängigen 
Gewerkschaftsbewegung werden auch radikalere Gewerkschaften entstehen, die 
damit anfangen, die Hierarchien in der Fabrik und die ganze Struktur der Gesell- 
schaft zu hinterfragen. Ich denke – ich hoffe –, dass das zu sozialem Aufruhr füh- ren 
wird, der wiederum zur sozialen Revolution führt – letztlich zur Übernahme der 
Produktionsmittel. Das würde natürlich auch die Abschaffung gewisser In- 
dustrien, etwa der Rüstungsindustrie, bedeuten. Eine vollständige Neugestaltung 
der Produktion entlang der tatsächlichen Bedürfnisse und Sehnsüchte einer frei- en, 
klassenlosen, staatenlosen und egalitären Gesellschaft. ■

Das Gespräch wurde von zwei „Freunden der klassenlosen Gesellschaft“ im Frühjahr 
2011 in Kairo geführt.


